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Schweizerische Kirchenzeitung

18/1997 1. Mai 165. Jahr

«Zur sozialen und wirtschaftlichen
Zukunft der Schweiz»
Im letzten September haben die Schweizer Bischofskonferenz und

der Schweizerische Evangelische Kirchenbund beschlossen, in den Jahren
1998 und 1999 eine Ökumenische Konsultation zur sozialen und wirt-
schaftlichen Zukunft der Schweiz durchzuführen. Mitte März 1997 wurde
diese Idee im Rahmen einer Impulstagung 140 Vertretern und Vertrete-
rinnen kirchlicher Institutionen, die eingeladen wurden, sich an der Kon-
sultation zu beteiligen, vorgestellt. Den Anstoss zu dieser Konsultation
gab die anlässlich des 25-Jahr-Jubiläums der Nationalkommission Justitia
et Pax gestellte Frage, wie in Kirche und Gesellschaft eine Auseinander-
setzung über die sozialen Probleme der Schweiz in Gang gesetzt werden
könnte. Weil die Kommission Kirche und Gesellschaft sowie das Institut
für Sozialethik des Schweizerischen Evangelischen Kirchenbundes an
einem gemeinsamen Vorgehen grosses Interesse hatten, wurde das Pro-
jekt von einer gemeinsamen Gruppe vorbereitet.

Als Anlass für die beschlossene Konsultation wurde in der Folge
die Verschärfung der sozial- und wirtschaftspolitischen Lage in der
Schweiz namhaft gemacht und als Grund die damit gegebene Herausfor-
derung der Kirchen. Diese wurde als eine vierfache Verantwortung dar-
gestellt: Verantwortung für den Menschen und die Schöpfung sowie für
eine gemeinsame gesellschaftliche Basis, Verantwortung der Kirchen als
Ort der fairen und konstruktiven Auseinandersetzung sowie als Aus-
druck der eigenen Floffnung. In einem Gespräch mit der «Reformierten
Presse» ergänzte der Projektverantwortliche seitens des Instituts für So-
zialethik, Hans-Balz Peter, dass damit gleichzeitig etwas gegen die Folgen
der Individualisierung der Kirchenglieder getan werde: «Diejenigen, die
während vieler Jahre eine kirchliche Sozialethik gefordert, die sozial-
ethische Forderungen der Kirche aufgestellt haben, gehören einer Gene-
ration an, die am Aussterben ist. Die nachfolgende Generation ist durch
Spiritualitätserlebnisse und Privatisierung der Religion geprägt.» So stehe
in der Kirche dem Auseinanderdriften des sozialen Zusammenhalts in
der Gesellschaft nichts entgegen.

Ein Anzeichen für dieses Auseinanderdriften ist, dass die Idee der
Sozialen Marktwirtschaft kaum mehr trägt, dass die Interessen der
Marktwirtschaft und die soziale Verantwortung kaum mehr vermittelt
werden und es zum gegenseitigen Schlagabtausch statt zum Gespräch
kommt. Dagegen soll die Konsultation «verschiedene Interessen in dis-
kursiver Weise zusammenführen, damit neue Wege geöffnet werden»,
erklärte Hans-Balz Peter. Damit soll sie, wie es im Projektbeschrieb
heisst, erstens «unsere soziale Zukunftsorientierung zur Debatte stellen;
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in einem theologisch-ethischen Horizont sollen die Werte und Ziele, die
unsere wirtschaftliche und soziale Entwicklung leiten und Grundlage
des Friedens in der Schweiz sind, in offener Kommunikation erneuert
und zur Geltung gebracht werden»; zweitens soll sie «möglichst viele
Menschen zu dieser Zukunftsfrage zu Wort kommen lassen; auf ihre
Stellungnahmen zum vorgelegten Text, auf ihre Sorgen und Wünsche
hören»; und so soll sie drittens «in der Perspektive des Evangeliums und
der Besinnung auf ethische Werte und Kriterien zu einem neuen sozialen
Grundlagenkonsens in der Schweiz beitragen».

Damit ist auch der Ablauf der Konsultation vorgezeichnet: Mit
einem Grundlagentext, der mit den Anregungen der Impulstagung vom
vergangenen März zurzeit erarbeitet wird und der bis Ende Jahr geneh-
migt sein soll, wird die eigentliche Konsultation in Gang gesetzt. Neben
dem Grundlagentext sollen auch noch andere Kommunikationsmittel
bereitgestellt werden: Plakate, Video, Theater usw., damit auch jene
Menschen Zugang zur Konsultation haben, die wenig oder nicht lesen.
«Wir hoffen», erklärte der Projektverantwortliche seitens Justitia et Pax,
Jean-Claude Huot, «dass in dieser Zeit die kirchlichen Gremien auf
lokaler, kantonaler und nationaler Ebene Veranstaltungen, Diskussionen
und andere Formen von Mobilisierung der Kirchenbasis organisieren, um
eine breit angelegte Auseinandersetzung, ein Gespräch über die Fragen
und Themen des Grundlagentextes zu führen.» Die anschliessende Aus-
wertung der Konsultation soll zu einem Wort, zu einem Brief oder zu
einer Botschaft führen, womit «die Kirchenleitungen aufgrund der Kon-
sultation eine Stellungnahme zu den sozialen und wirtschaftlichen Pro-
blemen abgeben, die wir in den nächsten Jahren lösen müssen». Höhe-
punkt soll indes nicht dieses Schlusswort, sondern der Konsultations-
prozess als solcher sein.

Wichtig für das Gelingen dieser Konsultation ist deshalb, dass sie

nicht nur von den Kirchenleitungen vorbehaltlos unterstützt wird, son-
dem auch von den kirchlichen Hilfswerken, Verbänden und Organisa-
tionen in ihre Programme aufgenommen wird, dass auch die Pfarreien
und Gemeinden dafür Freiräume schaffen, wie an der Impulstagung eine
Gruppe festhielt - und zwar nicht zusätzlich zu all dem, was sie eh schon
tun, sondern indem sie auf einen Teil der eigenen Projekte verzichten
bzw. diese in den Dienst der Konsultation stellen. i?o//Weiöe/

Kirche in der Welt

«Für eine Zukunft in Solidarität
und Gerechtigkeit»
Arbeitslosigkeit, Globalisierung, Krise

des Sozialstaats, Wandel der Sozialkultur,
ökologische Krise, europäische Einigung
und Vereinigung Deutschlands bilden
schlaglichtartig den Kontext, vor dem die
Deutsche Bischofskonferenz und der Rat
der Evangelischen Kirche in Deutschland
(EKD) am 28. Februar 1997 ihr Hirten-
wort zur wirtschaftlichen und sozialen
Lage in Deutschland («Für eine Zukunft
in Solidarität und Gerechtigkeit») vorge-
stellt haben, dem ein über zwei Jahre dau-

ernder Entstehungsprozess vorausging. In
dem 103 Seiten umfassenden und sehr
detaillierten Dokument werden nach dem
methodischen Dreischritt von «Sehen,

Urteilen, Handeln» die derzeitigen viel-
schichtigen gesellschaftlichen Herausfor-
derungen der Bundesrepublik Deutsch-
land (im supranationalen und globalen
Zusammenhang) vor dem Hintergrund des

christlichen Menschenbildes, der biblischen
Botschaft und der Christlichen Sozialethik
analysiert und beurteilt.

Von ihrem Selbstverständnis her sehen

es die Kirchen als ihre Aufgabe an, «in der
gegenwärtigen Situation auf Perspektiven
des christlichen Glaubens für ein humanes
Gemeinwesen, auf das christliche Ver-
ständnis vom Menschen und auf unver-
äusserliche Grundwerte hinzuweisen. In
der gegenwärtigen Gesellschaft Deutsch-
lands, sehen die Kirchen <tiefe Risse>

durch Arbeitslosigkeit, aber auch durch
die Kluft zwischen Arm und Reich sowie
zwischen Ost und West. Solidarität und
Gerechtigkeit sind notwendiger denn je»;
sie gehören zugleich «zum Herzstück je-
der biblischen und christlichen Ethik»,
sind aber heute nicht mehr unbestritten.'
Darüber hinaus liegt ein besonderer
Schwerpunkt bei den Begriffen «Zukunfts-
fähigkeit» und «Nachhaltigkeit», die einen
Schwerpunkt auf die langfristigen (öko-
logischen und intergenerationellen) Per-

spektiven gesellschaftlicher Entwicklung
legen. Ihren Auftrag und ihre Kompetenz
sehen die Kirchen nicht in der Einfluss-
nähme auf politische Einzelentscheidun-

gen oder in der Beurteilung von Sach-

fragen, sondern «vor allem darin, für eine

Wertorientierung einzutreten, die dem

Wohlergehen aller dient»-. Sie wollen einen

Beitrag leisten zur Neuorientierung und
Verständigung über Grundanliegen der
menschlichen Gesellschaft und für eine

menschenwürdige, freie, gerechte und soli-
darische Ordnung. Das bedeutet beson-
ders, für die Anliegen der Armen, Benach-

teiligten und Machtlosen, aber auch für
kommende Generationen und für die
stumme Kreatur einzutreten.

Konsultationsprozess: ein Novum
Neu für die beiden grossen Kirchen in

Deutschland und entsprechend bemer-

' «Manche würden der regulativen Idee der

Gerechtigkeit gerne den Abschied geben. Sie

glauben fälschlich, ein Ausgleich der Interessen
stelle sich in der freien Marktwirtschaft von
selbst ein», vgl. Für eine Zukunft in Solidarität
und Gerechtigkeit. Wort des Rates der Evange-
lischen Kirche in Deutschland und der Deut-
sehen Bischofskonferenz zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage in Deutschland, hrsg. vom
Kirchenamt der EKD und vom Rat der Deut-
sehen Bischofskonferenz. Hannover-Bonn 1997

(Gemeinsame Texte 9), Nr. 2. Das Dokument
kann gratis bezogen werden beim Sekretariat
der Deutschen Bischofskonferenz. Kaiserstras-
sc 163. D-53113 Bonn. Die in nachfolgenden
Anmerkungen genannten Absatznummern be-
ziehen sich auf dieses Dokument.

- Nr. 4. So heisst es dezidiert: «Das Wort der
Kirchen ist kein alternatives Sachverständigen-
gutachten und kein weiterer Jahreswirtschafts-
bericht. Die Kirchen sind nicht politische Par-
tei. Sie streben keine politische Macht an, um
ein bestimmtes Programm zu verwirklichen»
(ebd.).
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Die Liebe, Gott, sucht ein Daheim

S/eö/er So/7/îtag der Os/erzed: / /o/i 4,//-/6
Johannes kann es nicht genug wieder-

holen: Die Bruderliebe ist das Kennzei-
chen der Gotteskinder oder, wie er lieber
sagt, der Gottgezeugten. Und Bruder-
liebe und Gottesliebe bedingen sich ge-
genseitig.

Der Liebe unter Menschen ist es aber

eigen, aus Augenblicken zu leben. Dar-
um versichern sich dann Liebende auf
Erden immer wieder, dass sie einander
für immer lieben wollen. Sie schwören
sich ewige Liebe. Offenbar steckt da-

hinter eine Urangst des Menschen, es

möchte ihm durch die auf ihn einstür-
menden Ereignisse in der Welt die Liebe
abhanden kommen. Das gilt vor allem
dann, wenn Liebende länger voneinan-
der getrennt sind: das Sprichwort sagt
dann: Aus den Augen, aus dem Sinn.

Was von der Liebe unter Menschen

gilt, wird nun auch auf die Liebe zwi-
sehen Gott und den Gottgezeugten über-

tragen. Auch da besteht neben dem auf-
richtigen Wunsch, die Liebe nie zerbre-
chen zu lassen, die Urangst, sie könnte
trotzdem schwinden oder gar entschwin-
den. Die Liebe des Menschen zu Gott
ist für dieses Zerbrechen besonders an-
fällig, weil ihr der sichtbare, leibliche
Kontakt fehlt. Es gilt: Äe/'/ze/' /z«f Gott /e
gese/ze«. Wir leben eben noch nicht im
Schauen, sondern im Glauben. Das mag
ein Grund dafür sein, dass Johannes so-
wohl in seinem Evangelium wie in sei-

nem Brief immer wieder die Sorge aus-
spricht, wir möchten doch t/t de/- Lz'ehe

ö/ez'fte«. Allein in unserem kurzen Ab-
schnitt kehrt das Wort vom Bleiben
nicht weniger als siebenmal wieder. Und
weil er erklärt hat, Gott wt dz'e L/'ehe, ist
damit auch das Bleiben Gottes in uns.

die Gottesgemeinschaft angesprochen.
Gott ist d/'e L/'ei>e. (7«z/ irer t/t t/er L/'efte

h/etèr, de/' b/e/'ht /'« Gott, z/«/7 Gott We/ht
/« z/z«?. In der deutschen Sprache, be-
sonders nördlich von uns, heisst «eine
Bleibe haben» eine sichere Wohnung ha-
ben. Vielleicht könnte man auch sagen:
«Irgendwo daheim sein». Das ergäbe
dann eine sinnvolle Übersetzung: Die
Liebe Gottes und die Nächstenliebe
müssen bei uns daheim sein. Das ist ein
Dauerzustand, das sind nicht Augen-
blickserlebnisse. Wer in der Liebe da-
heim ist und bei wem die Liebe daheim
ist, der ist in Gott daheim, und Gott ist
in ihm daheim. Das Wort vom Bleiben
stellt sich gegen die Vergänglichkeit und
die Zeitlichkeit, dem alles Geschöpfliche
nun einmal unterworfen ist (vgl. Rom
8,20 f.).

Soll die Liebe in uns nicht bloss Au-
genblicksregungen hervorrufen, sondern
in uns daheim sein, ja sich bei uns ein-
wurzeln, so kann sie dabei auf die Hilfe
eines Gärtners abstellen, der schon da
ist: Dura// me/Tre« tvz'/; rfnss tv/V /'« //z/?/ -
Gott - du/ze/'w sz'n/7 z/«rf er z/z zzzzs, rffls.v er
zz/zi' vo/z iez/ze/zz Gez'Ve /zzzdgefez'/Z /zzzZ.

Paulus sagt das gleiche so: Die L/ehe /V
z/z z/wsere /Jerze« zzz/sgegosse/z dzzrc/z de/z

//ez'/z'gen Gez'.vZ, de/' zz/z.v gese/ze/zü z'sf

(Rom 5,5). Es ist der Geist, der die 5zz/-

dzz/zg z'if, dz'e wz'r e/zzp/cz«ge« /zrzöe/z. Ihm
ist es ohnehin eigen, uns Gott zu vermit-
teln, nicht nur bei einzelnen spontanen
Handlungen, sondern bleibend. Darum
h/ed/Z z/z ezze/z dz'e Szz/dzz/zg (1 Joh 2,27f.).

Worauf aber kann der Prozess der
Einwurzelung der Liebe in uns abstellen,
wenn wir hienieden Gott nicht so sehen,
wie eben zwei Liebende sich in die

Augen schauen können? Der Weg heisst
Glauben. Und der Glaube stützt sich auf
Glaubenszeugen. Das hat der Johannes-
brief schon am Anfang erklärt: Was wz'r

- die Glaubenszeugen, der Schreibende
eingeschlossen - ge/zörZ zz/zd «z/Y z/nser«

/lzzge« gese/ze« /zzzde/z, was wz'r nzz'f zz«-

ser« //d/zde/z he/astet /zafee«, das dezezz-

ge« zz/zd ve/'Az'znde/z wz'r ezze/z (1,1 f-)- Und
hier wieder: Wz'r /zafcen ge.ve/ze« zz/zd

dezezzge/z, drz.v.v der Vzz/er sez'«e/z So/z« a/s

//ez'/zznd der We/f gesez/zdz /zz/Z. Die Glau-
benszeugen verkünden die Menschwer-
dung als höchstes Zeugnis der Liebe
Gottes zu uns. Und wenn wir sagen
«Menschwerdung Gottes», so deAe/z/ze«

wz'r deznzz'r (gleichzeitig), dzz.v.v ,/eszzs der
.So/z« GoZZe.ç z'.vZ. Damit wird es auch

leichter, Gott zu lieben, weil wir jetzt im
Menschen Jesus unsern Bruder lieben
können. In der Freundschaft mit ihm
sind dann Gottes- und Nächstenliebe

sogar personhaft eins geworden.
Noch ein Schlussgedanke: Johannes

schreibt: Wz'r /zähe« dz'e L/'ehe erAzz««Z

z//zd a/z dz'e L/'eöe geg/zzzz/zZ, dz'e Gozï czz

zz/zs /zaf. Der Glaube, die Liebe, das Blei-
ben in der Liebe und in Gott ist gewiss
zunächst etwas Persönliches. Es ist aber
auch getragen durch ein Wir. Das «Wir»
aller Gotteskinder aber ist nichts ande-

res als die Kirche. Wir möchten eine

geschwisterliche Kirche. Hier hat sie ihr
letztes Fundament. /Gz/7 Sc/zzz/er

Der zzfe Sre/.vo/'ger ZÄZz'ge promov/er/e
77zeo/oge Â7//7 Se/zzdez; der /96S-79SJ A/z'z-

der S/CZ w«r, 5c/ïre//?/ - wflc/zdem er
z'/z dz'eie/z Spzz/Ze/z rzz z/ezz So/z/zZzzg.v- zz/zd Fe.s7-

rz7gsevz7/zge/z'e/z zz//er drei Lexe/d/zre /zozzzz'/eZi-

5c/ze /mpid^e ge^c/zr/e^e« /z«; - /zomz/edsc/ze

7/zzpzzfae rzz de/z zzezzresZzz/zze/zz/z'c'/ze/z Leszz/zge/z

kenswert ist die dialogische Entstehungs-
geschichte des Hirtenwortes durch einen
breit angelegten Konsultationsprozess, der
nicht nur eine breitere innerkirchliche Be-

teiligung. sondern auch den Dialog mit
anderen Kirchen, allen gesellschaftlichen
Kräften, Akteuren und Betroffenen sicher-
stellen sollte. Im November 1994 wurde
der Konsultationsprozess mit der Veröf-
fentlichung eines Diskussionspapiers (Auf-
läge 400000 Exemplare) eröffnet, der
rasch auf breite Resonanz gestossen ist.
In Kirchenleitungen, Hochschulseminaren,
kirchlichen Akademien, Gemeinden, Reli-
gionsklassen, Gesprächskreisen, aber auch
in nichtkirchlichen Gremien wie in Ge-

werkschaften, Wirtschaftsverbänden. Par-
teien und bis hinauf auf höchste politische
Ebenen wurde das Papier diskutiert. Das
Katholisch-soziale Institut der Erzdiözese
Köln und das Sozialwissenschaftliche In-
stitut der EKD haben über 2500 Stellung-
nahmen gesammelt, ausgewertet und
dokumentiert.' Im wissenschaftlichen Be-
reich fanden zahlreiche Begegnungen so-
wie ein zentrales Forum (12. September
1995) statt. Eine zusammenfassende Ver-
anstaltung (9./10. Februar 1996 in Berlin)
schloss den Konsultationsprozess ab, und
ein Beraterkreis und eine Redaktions-

gruppe haben schliesslich die Vorberei-
tungsarbeit für die Beratung und Verab-

schiedung durch die Deutsche Bischofs-
konferenz und den Rat der EKD geleistet.

Im vorliegenden Wort der beiden Kir-
chen wird der Konsultationsprozess als

'Vgl. Nrn. 37-39; ferner J. Sikora, E. Jüne-

mann. Der Weg ist das Ziel. Planung und Ver-
lauf des Konsultationsprozesses für ein sozial-

politisches Wort der Kirchen, in: Stimmen der
Zeit 121 /Bd. 214 (1996), 777-786. Die Ergeh-
nisse sind dokumentiert und aufgeschlüsselt auf
CD-Rom in: Alle Eingaben zum Konsultations-

prozess mit Lesehilfen inklusive CD-Rom, hrsg.
v. Katholisch-sozialen Institut der Erzdiözese
Köln, Bad Honnef 1996; eine gedruckte Aus-
wahlsammlung besonders prägnanter Stellung-
nahmen ist in Vorbereitung.
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Erfolg gewertet, der zur Vertiefung und
Bereicherung der Meinungsbildung in ho-
hem Masse beigetragen hat. Das eigene
Handeln der Kirchen wurde daraufhin in
einem gesonderten Abschnitt (Kap. 6)
systematisch aufgenommen; aber auch an-
dere Themen erhielten als Querschnitts-
themen des vorliegenden Wortes systema-
tisch einen hohen Stellenwert (wie die

Lage der Familien, Kinder, Jugendlichen
und besonders der Frauen). Der Konsulta-
tionsprozess ist aber nicht nur für die Ge-
nese des Hirtenwortes von Bedeutung,
insofern er erlaubt, zentrale Anliegen
und einen sich abzeichnenden Konsens in
wichtigen Bereichen im Text selbst auf-
zugreifen; er hat vielmehr (wie deutlich
betont wird) eine gegenüber dem gemein-
samen Wort eigenständige gesellschafts-
gestaltende Wirkung erzielte Er hat da-

zu beigetragen, Einstellungen und Verhal-
tensweisen der Beteiligten zu verändern,
politische Handlungsspielräume zu erwei-
tern und den gesellschaftlichen Konsens

zu stärken. Darüber hinaus hat er zu mehr
Sensibilität, Offenheit und zu konkreten
solidarischen Initiativen mit gesellschaft-
lieh Benachteiligten geführt.

Situationsanalyse:
Gesellschaft im Umbruch
Das vorliegende Dokument geht im

ersten Hauptteil auf die grossen Verän-
derungen und Probleme ein, denen sich
die Bundesrepublik Deutschland und
das Ordnungsmodell «Soziale Marktwirt-
schaft» gegenüber sieht. Die «drängendste
politische, wirtschaftliche und soziale Her-
ausforderung» ist die nunmehr seit 20 Jah-

ren strukturell verfestigte Mflsse/wbe/fs-
/os/g&e/f, die im Januar 1997 in Deutsch-
land mit 4,6 Mio. einen neuen Höchst-
stand in der Nachkriegszeit erreicht hat.
Sie betrifft die neuen Bundesländer am
stärksten und dort (aber nicht nur dort)
besonders die Frauen und Jugendlichen.®
Sie führt nicht nur zu Ausgrenzung, Resi-

gnation und Verbitterung bei den Be-

troffenen, sondern schürt auch Fremden-
feindlichkeit und Gewaltbereitschaft. Die
Umbrüche in den Beschäftigungsstruk-
turen rühren an den Grundlagen einer
Gesellschaft, in der Erwerbsarbeit grund-
legend für Einkommen, soziale Integra-
tion und Möglichkeiten der Persönlich-
keitsentwicklung ist. Die Ursachen der
andauernden Massenarbeitslosigkeit sind

vielschichtig und in der Wirtschaftswissen-
schaft wie in der Öffentlichkeit umstritten.
Insbesondere in der Standortdebatte ge-
hen die Meinungen über den Stellen-
wert der Globalisierung auseinander.' Die
beiden Kirchen sehen jedoch in der

Globalisierung von Wirtschaft und Wett-

bewerb unbestreitbar einen entscheiden-
den Faktor.

Wegen der angespannten Lage der
öffentlichen Haushalte, demographischer
und soziostruktureller Veränderung befin-
det sich auch der Sozw/stant in der Kràe.
Deutliche Anzeichen sind die wachsende
Zahl der Sozialhilfeempfänger, die er-
hebliche «verdeckte Armut», die wach-
sende Benachteiligung der Familien durch
unzureichenden Familienlastenausgleich
(«mehrere Kinder zu haben ist heute zu
einem Armutsrisiko geworden»®) und
Nachteile für Eltern bei der Arbeits- und
Wohnungssuche. Die sozialen Sicherungs-
Systeme sind erheblichen Belastungen
ausgesetzt, insbesondere durch die Ar-
beitslosigkeit (Verlust von Beitrags- und
Steuereinnahmen bei steigenden Ausga-
ben), durch die deutsche Einheit und die

Verlagerung versicherungsfremder Lei-
stungen. Auf struktureller Ebene zeigen
sich Divergenzen zwischen traditionell
orientierten Normalitätsannahmen der so-
zialen Sicherungssysteme und veränder-
ten Lebenssituationen/-entwürfen. Auch
wurden Leistungen von vorgeschalteten
Systemen auf die Sozialhilfe verlagert, die
mittlerweile für einen wachsenden Bevöl-
kerungsteil zur Regelversorgung gewor-
den ist.

Die ö/co/ogTsc/te Kràe (die Belastung
von Luft, Wasser, Boden, die Übernutzung
von Ressourcen und die Vernichtung von
Tier- und Pflanzenarten, der Abbau der
Ozonschicht und die Erwärmung der Erd-
atmosphäre) ist ein weltweites Problem,
zu dem auch Deutschland beiträgt. Insbe-
sondere der derzeitige Verbauch an nattir-
liehen Lebensgrundlagen in den Industrie-
ländern beeinträchtigt in hohem Masse die
Lebenschancen der Länder des Südens
und kommender Generationen.Trotz weit-
gehender Einigkeit über die Fakten und
erheblich verbesserten Möglichkeiten der
Umweltschonung wurden weder auf na-
tionaler noch auf internationaler Ebene
bislang ausreichende Massnahmen getrof-
fen."

Die europä/sc/te Js/n/guwg muss «fort-
gesetzt werden, um in Europa Frieden und
Stabilität sowie den wirtschaftlichen und
sozialen Fortschritt zu sichern»"'. Sie be-
ruht nicht zuletzt auf einer Jahrhunderte
alten, gemeinsamen, christlich geprägten
Geschichte und einem demokratisch-
rechtstaatlich und sozialstaatlich orien-
tierten Wertekonsens. Auf struktureller
und institutioneller Ebene müssen aller-
dings die Instrumente einer gemeinsamen
Wirtschafts- und Sozialpolitik weiterent-
wickelt werden.

Die G/ohö/w/eraMg (weltweite Off-
nung der Märkte, zunehmende unterneh-

merische Freizügigkeit, weltweite Verfüg-
barkeit von Wissen und Kapital) bedeutet
für die Industrieländer verschärften Wett-
bewerb, gravierende Umstellungen und
Einbussen. Dennoch ist die Entwicklung
grundsätzlich positiv zu bewerten, denn

Marktzugang ist für die entsprechenden
Länder wichtiger als Entwicklungspolitik:
«Man kann nicht zuerst nach Chancen
wirtschaftlicher Entwicklung für die ärme-
ren Länder rufen, aber dann zurück-
zucken, wenn es einen selbst etwas
kostet.»" Damit sind aber auch ein fort-
schreitendes Gefalle zwischen Entwick-
lungs- und Schwellenländern und eine zu-
nehmende Globalisierung der ökologi-
sehen und sozialen Frage verbunden, die
mit anderen Problemen, wie Korruption,
ethischen Konflikten in Entwicklungslän-
dern sowie mit Protektionismus, schlep-
pender Entschuldung und weltweit wach-
sender Migration einhergehen.

'Als Haupteinsichten des Konsultations-
Prozesses werden genannt: a) Massenarbeits-
losigkeit ist kein Verhängnis, sie kann abgebaut
werden; b) allgemeine soziale Sicherung schafft

Partizipationsmöglichkeiten für alle; die sozia-
len Sicherungssysteme in Deutschland können
der veränderten Lage angepasst werden; c) die
Schwächeren und Benachteiligten haben ein
Anrecht auf Selbstbestimmung und gesell-
schaftliche Partizipation. Die Folgen für ihre
Lebenssituation sind bei allen grundlegenden
Entscheidungen zu berücksichtigen; d) die Le-
benssituation von Familien, Frauen, Kindern
und Jugendlichen muss stärker einbezogen wer-
den; e) die innere Einigung Deutschlands be-

darf (über eine Angleichung der Lebensver-
hältnisse hinaus) einer Vertiefung durch Um-
Orientierung in Ost und West (vgl. Nr. 40).

" Der Konsultationsprozess wird auch als

«Dienst an der Gesellschaft» (Nr. 37, vgl.
Nrn. 41-47) bezeichnet.

"Nr. 49. Hinzu kommt die grosse Gruppe
derer, die an Fortbildungs- und Arbeitsbeschaf-
fungsmassnahmen teilnehmen oder von Kurz-
arbeit, Frühpensionierung oder Scheinselbstän-

digkeit betroffen sind. In den neuen Bundeslän-
dern ging die Zahl der Erwerbstätigen von 1989

bis 1993 von 10 auf 6 Mio. zurück (vgl. Nr. 57;

vgl. insgesamt Nrn. 49-59).
'Zwei idealtypischc Grundpositionen wer-

den genannt: Die eine sieht das Kernproblem in
zu hohen Lohnkosten/Lohnnebenkosten, zu
kurzen Arbeitszeiten, Bürokratisierung, Wäh-
rungsschwankungen u.a., die andere verweist
auf die nach wie vor hohe internationale Wett-
bewerbsfähigkeit Deutschlands und ausgegli-
chene Handelsbilanzen. Während erstere pri-
mär auf Kostensenkungsstrategien setzt, wird
dies von letzterer volkswirtschaftlich gerade in
Frage gestellt (vgl. Nrn. 63 f.).

* Nr. 71, vgl. insgesamt Nrn. 67-77.
" Vgl. Nrn. 78-80.
'"Nr. 82.
" Nr. 33, vgl. insgesamt Nrn. 84-90.
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Perspektiven und Impulse aus
dem christlichen Glauben
In der gegenwärtigen Situation ist es

nach Auffassung der Kirchen entschei-
dend, an das Menschenbild und die
Grundwerte der Gesellschaftsordnung der

Bundesrepublik mit ihrem Grundgesetz
und dem Modell einer Sozialen Markt-
Wirtschaft zu erinnern. Sie stehen nicht
nur in einem engen Zusammenhang mit
dem Christentum als einer grundlegenden
geistigen Prägekraft europäischer Kultur,
sondern sind auch unerlässliche Voraus-
Setzung für eine nachhaltige Verbesserung
der wirtschaftlichen und sozialen Lage.

In einem relativ ausführlichen f/teo/o-

gwc/i-effcc/ze« A/wc/tmü wird zunächst der
christliche Weltgestaltungsauftrag thema-
tisiert. Der von Gott als Mann und Frau
erschaffene Mensch hat eine unveräusser-
liehe Würde und als Sachwalter Gottes
eine Mitverantwortung für die ganze
Schöpfung. Trotz der Gebrochenheit der
menschlichen Existenz wird dem Men-
sehen mit der Schöpfung wie mit der Er-
lösung durch das Heilshandeln Christi
(als einzelnem wie als Gemeinschaft) die

Fähigkeit zu einer verantwortlichen Ge-

staltung der Welt geschenkt. Vor dem

Hintergrund des Heilshandelns Gottes an
seinem Volk und der Reichgottesbotschaft
Jesu werden grundlegende biblisch-ethi-
sehe Perspektiven entwickelt. Das Gebot
der Gottes- und Nächstenliebe (Mk
12,28-31 par) gilt als die «Grundnorm, in
der sich das biblische Ethos als Ge-
meinschaftsethos auf den Punkt bringen
lässt» In Verbindung mit dem Gebot, die
Fremden und die Feinde zu lieben, wird
Solidarität universal entgrenzt und wirkt
sich auch auf die strukturelle Dimension
aus.

Im Bereich der für die Thematik ein-
schlägigen sozialethischen Prinzipien for-
mulieren die Kirchen zunächst die «vor-
rangige Opf/o« für rf/'e Arme« als Leitmo-
tiv gesellschaftlichen Handelns», in dem
sich die Einheit der Gottes- und Näch-
stenliebe konkretisiert. «In der Perspek-
tive einer christlichen Ethik muss darum
alles Handeln und Entscheiden in Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft an der Frage

gemessen werden, inwiefern es die Armen
betrifft, ihnen nützt und sie zu eigenver-
antwortlichem Handeln befähigt.»" Das

Prinzip der jozüt/e« GerecMg/ceü zielt auf
die Teilhabe und Teilnahme aller an ge-
seilschaftlichen und wirtschaftlichen Pro-
zessen; es verlangt den Abbau bestehen-
der Diskriminierungen aufgrund von Un-
gleichheiten und gleiche Chancen und
Lebensbedingungen für alle Glieder der
Gesellschaft.'" Grundlegend für eine ge-
rechte Gesellschaftsgestaltung sind einer-

seits das 5o//d(7ntötepnnzip, das vom ein-
zelnen Eintreten und Hilfeleistung für
andere und die Gemeinschaft, wie auch

umgekehrt der Gemeinschaft für den ein-
zelnen (besonders für Schwache und Be-
nachteiligte) bedeutet. Es gilt heute auch
im weltweiten und intergenerationellen
Massstab. Grundlegend ist andererseits
das das sich an Ver-
antwortungsfähigkeit und Verantwortlich-
keit des einzelnen orientiert. Es verlangt,
dass die Gesellschaft, der Staat oder die
EU einzelnen und kleineren Gemein-
Schäften den notwendigen eigenverant-
wortlichen Gestaltungsfreiraum einräu-
men. Subsidiarität schliesst aber (im Sinne
einer doppelten Bedeutung) ebenfalls ein,
dass die einzelnen und kleineren Einhei-
ten die notwendige Hilfe erhalten, die sie

zum eigenständigen, Selbsthilfe- und ge-
meinwohlorientierten Handeln brauchen.
In der heutigen Situation bedeutet Subsi-
diarität, Abschied zu nehmen vom Wunsch
nach einem paternalistischen Wohlfahrts-
Staat und Eigenverantwortung (im Sinne
der Erneuerung der Sozialkultur) zu för-
dern. Es bedeutet aber nicht eine ein-
seitige Beschränkung staatlicher Zustän-
digkeit, die eine deutliche Beschränkung
der Lebensmöglichkeiten kleinerer Ein-
heiten (besonders der Familien) gegen-
über anderen Gesellschaftsmitgliedern mit
sich bringen würde.'"

Bereits im (intergenerationell erwei-
terten) Solidaritätsbegriff ist die Pflicht
eingeschlossen, nicht auf Kosten der Kin-
der und Kindeskinder zu wirtschaften, Res-

sourcen zu verbrauchen, die Funktions-
und Leistungsfähigkeit der Volkswirtschaft
auszuhöhlen, Schulden zu machen und die
Umwelt zu belasten. «Auch die künftigen
Generationen haben das Recht, in einer
intakten Umwelt zu leben und deren Res-

sourcen in Anspruch zu nehmen.»" Diese
Maxime kommt im Prinzip der iVac/z/z«/-

rzgfe'f und in der Forderung einer «dauer-
haft zukunftsfähigen Entwicklung» zum
Ausdruck; Nachhaltigkeit schliesst be-
sonders auch die Verantwortung für die

Schöpfung ein. Die Sonderstellung des

Menschen in der Schöpfung (die biblisch
im Kontext seiner Mitgeschöpflichkeit
gesehen werden muss), umfasst auch die
Pflicht, «als Sachwalter Gottes für die ge-
schöpfliche Welt einzustehen, ihr mit Ehr-
furcht zu begegnen und schonend, haus-
hälterisch und bewahrend mit ihr umzu-
gehen»".

Grundkonsens einer
zukunftsfähigen Gesellschaft
Die genannten ethischen Perspektiven

und Prinzipien bilden die Basis für den

Beitrag der Kirchen zur Fortentwick-

lung der Ordnung von Staat und Gesell-
schaft. Sie können auch von Nicht-Chri-
sten akzeptiert werden und wollen bei-

tragen zur Wiedergewinnung des notwen-
digen ethischen Grundkonsenses im Sinne
einer «Übereinstimmung über bestimmte
Grundelemente der sozialen Ordnung»",
die geregelte Verfahren zu wechselseiti-

gern Ausgleich der Überzeugungen und
die Schaffung geeigneter gesellschaftlicher
(rechtlicher, ökonomischer und sozialer)
Strukturen erst ermöglicht.

Hierzu gehören die Mensc/zezzrec/zfe, die
dem Menschen nach christlichem Ver-
ständnis aufgrund seiner gottebenbildli-
chen Würde zukommen und die der Staat

zu schützen und zu achten hat. Zwar
haben die «wirtschaftlich-sozialen und
kulturellen Grundrechte» (Recht auf Bil-
dung, Arbeit, soziale Sicherung, Gesund-

heitsvorsorge u.a.) einen besonderen Sta-
tus;'"sie ermöglichen aber in vielen Fällen
erst die Wahrnehmung der individuellen
Grundrechte. Absicherung gegenüber ele-
mentaren Lebensrisiken fördert zudem
die für eine dynamische Wirtschaft und
Gesellschaft notwendige Lern-, Anpas-
sungs- und Wagnisbereitschaft. Den Ein-
richtungen des Sozialstaates, der sozialen

Sicherung und dem öffentlichen Bildungs-,
Gesundheits- und Sozialwesen kommt
daher ein eigener Wert zu; sie dürfen
«nicht als ein nachgeordnetes und je nach

Zweckmässigkeit beliebig zu <verschlan-
kendes» Anhängsel der Marktwirtschaft
betrachtet werden»"".

Die Menschenrechte werden auch im
deutschen Grundgesetz anerkannt, und

" Nr. 103, vgl. insgesamt Nrn. 93-104.
" Nr. 107. Hier wird auf Gottes vorrangige

Option für sein armes, geknechtetes Volk, auf
die Sozialkritik der Propheten und auf die Ge-
richtsrede in Mt 25.34-36.40 verwiesen.

" Es werden auch die anderen traditionel-
len Ebenen des Gerechtigkeitsbegriffs (iustitia
legalis, distributiva, commutativa) genannt, die
jedoch unter den Bedingungen der modernen
Gesellschaft nicht mehr genügen können. Der
Begriff soziale Gerechtigkeit wird in Anleh-
nung an die Denkschrift der EKD «Gemein-
wohl und Eigennutz» (Ziffer 155) expliziert
(vgl. Nrn. 108-114).

'"Vgl. Nrn. 115-121.
"'Nr. 122.

"Nr. 123.

"Nr. 127.

" Vgl. insgesamt Nrn. 130-135. Die wirt-
schaftlich-sozialen und kulturellen Grundrech-
te stehen zum einen mit den Freiheitsrechten in
einem Spannungsverhältnis. Zum anderen ha-
ben sie den Staat zum eigentlichen Adressaten
und setzen dessen ökonomische Leistungs-
fähigkeit voraus. Als Grundrechte haben sie da-
her einen eingeschränkten Status, der nicht
durch Einklagbarkeit gewährleistet ist.

""Nr. 133, vgl. Nr. 22.
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aus ihnen folgt das Leitbild der «/re/he/f-
Wc/j-soz/a/en Demoteie» mit demokrati-
scher Grundordnung, Rechtsstaat, Sozial-
Staat und Föderalismus als grundlegen-
den Strukturprinzipen. Es bildet ebenso
«unverändert die Grundlage für einen
dauerhaften Grundkonsens»-', wie das

Ordnungsmodell einer Sozialen Markt-
Wirtschaft, das ökonomische Effizienz
durch Wettbewerb (auf der Grundlage
wirtschaftlicher Freiheit) und sozialen Aus-
gleich als gleichrangige Ziele betrachtet
und in einen gerechten Ausgleich zu brin-
gen vermag.-- Ein ähnlich leistungsfähiges
Alternativmodell ist nicht in Sicht. Insbe-
sondere ein Modell «Marktwirtschaft pur»
würde die demokratische Entwicklung,
die soziale Stabilität, den inneren Frieden
und die soziale Gerechtigkeit gefährden.
Gleichwohl herrscht Reformbedarf. Die
Soziale Marktwirtschaft ist an das verän-
derte Verhältnis von Arbeit und Kapital
(das sich zugunsten des Kapitals verscho-
ben hat), an die Pluralisierung der Lebens-
stile, an die neuen Rollenverteilungen zwi-
sehen den Geschlechtern, an die neuen
ökonomischen Herausforderungen und an
die langfristigen intergenerationellen und
ökologischen Erfordernisse im Sinne des

Nachhaltigkeitsprinzips anzupassen; hier
ist eine Erweiterung zur «Ökologisch-so-
zialen Marktwirtschaft» erforderlich.

Das Mensc/tenrec/if «w/Arbe/V (als wei-
teres Grundelement des gesellschaftlichen
Basiskonsenses) ist in christlicher Sicht
unmittelbarer Ausdruck der Menschen-
würde. Es ist zwar nicht einklagbar, aber
es verpflichtet die Träger der Wirtschafts-
und Sozialpolitik zu grösstmöglichen An-
strengungen, um die Beteiligung aller am
Erwerbsprozess in der Gestalt zu ermögli-
chen, dass die Entlohnung (in Verbindung
mit Steuern, Abgaben und Transfers) ein
kulturellen Standards gemässes Leben er-
möglicht. Daneben bedarf es aber auch
eines (über die reine Erwerbsarbeit hin-
aus erweiterten) Arbeitsbegriffs, der dem
zunehmenden Wechsel zwischen Erwerbs-
arbeit, Teilzeiterwerb und Haus- und Fa-

milienarbeit Rechnung trägt." Die heutige
Gesellschaft ist durch einen Trend zur In-
dividualisierung gekennzeichnet, der aber
nach Auffassung der Kirchen nicht (wie
häufig) als einlinig betrachtet werden darf.
Nicht nur, dass es nach wie vor zahlreiche
Institutionen und Gruppen gibt, die (ent-
gegen dem Trend zur Privatisierung und
Deregulierung) auf Solidarität beruhen,
wie Familien, Nachbarschaftsbeziehungen,
Kirchen, Gewerkschaften und andere. Es
zeichnet sich auch ein Trend zu einer «er-
neuerten Sozialkultur» ab, der auf verän-
derten Wertvorstellungen beruht und zum
Beispiel in Arbeitsloseninitiativen, Bürger-

komitees, entwicklungspolitisch und öko-
logisch orientierten Gruppen oder der
Frauenbewegung sichtbaren und wirkungs-
vollen Ausdruck gefunden hat.

Ein «Le/ffciM /«r <//e VPuhrne/i/nuug /«-
teraarforw/er Veranrworrwng» gehört schon

vor dem Hintergrund der wachsenden in-
ternationalen Verflechtung und des wach-
senden Einflusses der Bundesrepublik
zum Grundkonsens einer zukunftsfähigen
Gesellschaft. Damit wächst ihre Verant-

wortung und Verpflichtung, gerade ange-
sichts der globalen Strukturdefizite und
der ungehinderten Dominanz privatwirt-
schaftlicher Interessen, in der praktischen
Politik zu entscheidenden Verbesserungen
beizutragen. Hierzu gehören die Förde-

rung der Rechte und Entwicklungsmög-
lichkeiten der armen Länder, die Beseiti-

gung der Massenarmut, die Bewältigung
der Migrationsproblematik, die Verbesse-

rung des internationalen Umweltschutzes,
die Annäherung der sozialen Standards
und die verantwortliche Gestaltung der
internationalen Finanzmärkte."

Richtnngshinweise für wirtschaftliche
und gesellschaftliche Veränderungen
Auf der Grundlage der theologisch-

ethischen Basis und des skizzierten
Grundkonsenses für eine zukunftsfähige
Wirtschaft und Gesellschaft formulieren
die beiden Kirchen zahlreiche Vorschläge
für konkrete Veränderungen, die sie nicht
als detaillierte Vorschläge, sondern als

«Richtungshinweise» verstanden wissen
wollen.-''

«Die Arhe/te/os/g/ce/f ist kein unab-
wendbares Schicksal, dem Politik, Wirt-
schaft und Gesellschaft hilflos ausgeliefert
wären.» Die Voraussetzungen für eine Ver-

besserung sind besonders aufgrund der
modernen Infrastruktur, der qualifizierten
Arbeitnehmerschaft, der stabilen Preise,
der niedrigen Zinsen und der funktionie-
renden Sozialpartnerschaft durchaus ge-
geben. «Es besteht deshalb kein Anlass,
den <Standort Deutschland) schlechtzu-
reden. Vielmehr kommt es darauf an, dass

die Soziale Marktwirtschaft unter Beweis
stellt, dass sie ein Problem wie die lang
andauernde Massenarbeitslosigkeit lösen
kann und damit einer Wirtschaftsordnung
ohne soziale Verpflichtung überlegen
ist.»2k Um möglichst allen Teilnahmemög-
lichkeiten an Erwerbsarbeit zu ermög-
liehen, sind Politik, Arbeitgeberverbände
und Gewerkschaften, Unternehmen, Ein-
richtungen (einschliesslich der Wohlfahrts-
verbände und Kirchen) unter anderem

verpflichtet, als Verantwortungsträger ge-
meinsam zusammenzuwirken. Da neue
Arbeitsplätze am regulären Arbeitsmarkt
zunächst von einer effektiven und wettbe-

werbsfähigen Wirtschaft zu erwarten sind,
bedarf es verbesserter wirtschaftlicher
Rahmenbedingungen. Die Orientierung
von Lohnzuwächsen am Produktivitäts-
fortschritt, mehr Gestaltungsspielraum bei

Arbeitszeitregelungen und Lohnabschlüs-

sen, eine arbeitsplatzfördernde Reform
des Steuer- und Abgabensystems (ein-
schliesslich der Senkung von Lohnneben-
kosten) und verstärkte Innovationsanreize
werden hier genannt. Ferner bedarf es ei-

ner Verbesserung des Ausbildungssystems
und einer neuen «Kultur der Selbständig-
keit», die insbesondere junge Menschen

zum Aufbau einer selbständigen Existenz
ermutigt und (durch entsprechende Mass-

nahmen) befähigt. Vorhandene Arbeit
muss aber auch neu geteilt werden; die
Kirchen befürworten die Umwandlung
(zumindest eines Teils) der Überstunden
in reguläre Arbeitsplätze, Arbeitszeitver-
kürzungen ohne vollen Lohnausgleich, Ar-
beitszeitflexibilisierung und die Schaffung
von mehr Teilzeitstellen, wobei aber die

Untergrenzen sozialer Absicherung be-
achtet werden müssen." Daneben sind
die «aktiven Instrumente der gestaltenden
Arbeitsmarktpolitik» auszuschöpfen und
weiterzuentwickeln, die ein breites Bün-
del von Massnahmen (wie Qualifikations-
und Arbeitsbeschaffungsmassnahmen oder
Beschäftigungsgesellschaften) umfassen.

2' Nr. 137.

- Die Soziale Marktwirtschaft als Wirt-
schaftsordnung ist nach dem 2. Weltkrieg (in
Weiterführung ordoliberaler Modelle) von
A. Müller-Armack federführend entwickelt und
auch von der Katholischen Soziallehre beein-
flusst worden. Sie verbindet Markt, Wettbewerb
und Privateigentum mit partieller Umvertei-
lung und sozialstaatlicher Absicherung durch
geeignete institutionelle und rechtliche Rege-
hingen (Betriebs- und Unternehmensverfas-

sung, Wettbewerbsschutz, Tarifautonomie, so-
ziale Sicherungssysteme. Arbeits- und Woh-
nungsmarktpolitik u.a.) (vgl. Nr. 143, insgesamt
Nrn. 142-150. ferner A. Rieh, Wirtschaftsethik,
Bd. 2: Marktwirtschaft, Planwirtschaft, Welt-
Wirtschaft aus sozialethischer Perspektive, Gü-
tersloh H992,269-276).

"Vgl. Nrn. 151-155.
" Vgl. Nrn. 161-165.
" Nr. 166. Die knapp gehaltenen und zahl-

reichen Gesichtspunkte können nachfolgend
nur schwerpunktmässig (besonders sofern sie

auch für die Schweiz von Interesse sind) wie-
dergegeben werden.

" Nr. 167.

"Vgl. Nrn. 21. 167-173. 188. Nicht alle kön-
nen ihre Arbeit teilen: auch sind die Auswirkun-
gen auf die soziale Sicherung im Alter und bei
Arbeitslosigkeit mitzubedenken. Die Kirchen
fordern in diesem Zusammenhang auch, die
in Deutschland zunehmend verbreiteten (bei-
tragsfreien) geringfügigen Beschäftigungsver-
hältnisse in die Sozialversicherung einzubezie-
hen.
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«Auch angesichts knapper öffentlicher
Kassen bleibt es sinnvoller, Arbeit statt
Arbeitslosigkeit zu finanzieren»-®, zumal in
vielen Bereichen (z.B. Landschaftspflege,
personenbezogene Dienstleistungen) Ar-
beit vorhanden ist, die durch den regulären
Arbeitsmarkt nur unzureichend abge-
deckt wird. Hier kann auch eine Verzah-

nung von Arbeits- und Sozialeinkommen
(in Kooperation mit der Privatwirtschaft)
hilfreich sein und zugleich den Be-
troffenen den Wiedereinstieg in reguläre
Beschäftigungsverhältnisse erleichtern.
Schliesslich sollten lokale Beschäftigungs-
initiativen, die in Kooperation verschiede-
ner gesellschaftlicher Institutionen ent-
standen sind, ebenso gefördert werden,
wie Zwischenformen zwischen Erwerbs-
arbeit, Familienarbeit und ehrenamtlicher
Tätigkeit.

Die soz/hfen S/c/zenrngssysfe/ne müssen
auch in Zukunft Absicherung gegen
elementare Lebensrisiken und persönli-
che Entfaltungschancen gewährleisten, da
auch künftig der Grossteil der Bevölke-

rung dies nicht aus eigenem Vermögen zu
leisten vermag. Grundsätzlich sollte die
Diskussion um die Finanzierungsproble-
me des Sozialstaats als gesellschaftspoliti-
sehe Gestaltungsaufgabe und nicht nur
als finanzpolitische Spardebatte geführt
werden. Hohe Bedeutung kommt der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit zu, denn
«nicht der Sozialstaat ist zu teuer, sondern
die hohe Arbeitslosigkeit»®". Es kann auch
nicht davon ausgegangen werden, dass die

Arbeitslosigkeit sinkt, wenn sozialstaatli-
che Leistungen abgebaut werden. Gleich-
wohl betonen die Kirchen an mehreren
Stellen, dass der Umbau des Sozialstaats

notwendig ist und (gerade im Blick auf die
wachsende Staatsverschuldung zu Lasten
kommender Generationen) nicht ohne
Einschnitte bewerkstelligt werden kann.
Auch in den 60er und 70er Jahren verdien-
ten die Strukturen der Bundesrepublik
Deutschland den Namen Sozialstaat. Aller-
dings ist zwischen quantitativen und
qualitativen Veränderungen zu unter-
scheiden und die Lasten und Leistungen
sind gerecht und solidarisch zu verteilen.
Näherhin müssen die Regelsätze der
.SozM/M/e bedarfsorientiert bleiben und
sind mit verbessertem Familienlastenaus-
gleich zu verbinden, wobei der Abstand zu
den unteren Lohngruppen zu wahren ist.
Das Vertrauen in die RenteMvers/c/terang
muss wiederhergestellt und ein weiterer
Anstieg durch die demographische Ent-
wicklung vermieden werden. In diesem

Zusammenhang ist die zu erwartende Zu-
Wanderung dann positiv, wenn die Zuge-
wanderten im erwerbsfähigen Alter sind
und ihnen gesicherte Arbeitsmöglichkei-

ten zur Verfügung stehen. Bei der schwie-

rigen Strukturreform im Ges((/!rf/;e;7yvve5e/;

muss auch in Zukunft auf der Basis von
Solidarität und Gerechtigkeit ein vollwer-
tiger Zugang für jedermann (unabhängig
von der jeweiligen Einkommenssituation)
gewährleistet werden. Allzu rigide Be-

grenzungen würden nicht nur Einkorn-
mensschwache in unvertretbarer Weise

benachteiligen, sondern in der Folge auch

höhere gesamtwirtschaftliche Folgekosten
nach sich ziehen. Grundsätzlich ist der

Vorrang von Prävention, Rehabilitation
und ambulanter vor stationärer Hilfe zu
beachten und einer Reduktion von Me-
dizin und Pflege auf technische Vollzüge
entgegenzuwirken.®" Hingegen könnten
(entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip)
die Leistungen der sozialen Sicherungssy-
steme bei höheren Einkommensschichten
durch vermehrte private Vorsorgeleistun-
gen ergänzt und entsprechend reduziert
werden. Solidarität und soziale Gerechtig-
keit gebieten es ferner, mehr Steuerge-
rechtigkeit herzustellen, Steuervergiinsti-
gungen und Subventionen zu überprüfen
und Steuerhinterziehung und Korruption
entschiedener zu bekämpfen.®'

Die gese/Tsc/zfl/rf/c/ze So/irfanfäf muss

gestärkt werden. Es ist eine vorrangige so-
zialstaatliche Aufgabe (die auch vom Bun-
desVerfassungsgericht anerkannt worden
ist), für einen gerechten Ausgleich der Be-
lastungen und wirtschaftlichen Nachteile
durch Kindererziehung zu sorgen. Famz-
/z'e/z, aber auch «Personen, wie zum Bei-
spiel Alleinerziehende, die ausserhalb der
Ehe vergleichbare familiale Leistungen
erbringen»®®, dürfen weder durch das

Steuersystem noch im System der sozialen

Sicherung gegenüber Kinderlosen benach-

teiligt werden. Kindergeld und Erzie-
hungsgeld sind so zu gestalten, dass Kin-
der nicht Ursache der Armut sein können.
Familientätigkeit bedarf stärkerer gesell-
schaftlicher Anerkennung, und es muss
auf eine stärkere Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und Familienarbeit hinge-
arbeitet werden. Familienfragen müssen
Bestandteil der Unternehmenspolitik sein

(besonders durch Teilzeitarbeit und Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit) und auch im
Wohnungsbau stärker berücksichtigt wer-
den. Mehr Kindertageseinrichtungen sind

notwendig: sie entlasten gerade auch die
Familien und Alleinerziehende in beson-
ders schwierigen Situationen. Letztere, zu
denen häufig auch ausländische Familien
gehören, bedürfen zudem besonderer Be-

ratung und Hilfe. Ausdrücklich fordern die
Kirchen, die dominierenden Arbeitstei-
lung zwischen den Geschlechtern, die ur-
sächlich ist «für die weithin noch fehlende
Chancengerechtigkeit für Frauen»®®, zu

überwinden. Das im Konsultationsprozess
deutlich hervorgetretene Anliegen der
Frazzezt, die bezahlte und die (bis anhin
weithin von ihnen geleistete) unbezahlte
Arbeit mit Männern gerecht zu teilen,
erfordert strukturelle Veränderungen in
Wirtschaft und Gesellschaft. Es bedarf
unter anderem einer gleichrangigen Aner-
kennung der Familienarbeit, einer Verbes-

serung der beruflichen Aus- und Weiter-
bildungs- sowie der Wiedereinstiegsmög-
lichkeiten und einer eigenständigen so-
zialen Sicherung für Frauen. «Insbeson-
dere sind Massnahmen zu unterstützen,
die den Anteil der Frauen in Entschei-
dungspositionen im Bildungswesen und in
den Medien, in Wirtschaft, Gesellschaft
und Politik sowie in der Kirche er-
höhen.»®" Hinsichtlich der Verbesserung
der Zukunftschancen von /zzgenrf/z'c/ze«

bedarf es einer Ausbildung, die neben
der Wissensvermittlung auch die Person-

lichkeitsentwicklung integriert. Genügend
Ausbildungsplätze sind zur Verfügung zu
stellen (eine Pflicht der Arbeitgeber,
einschliesslich der Kirchen) und auf eine

Gleichwertigkeit und bessere Verzahnung
von allgemeiner und beruflicher Bildung
ist hinzuwirken. Die VemrögeMsve/teiJwng
soll - entgegen dem derzeitigen Trend
zur Konzentration bei vermögensstarken
Schichten - gerechter verteilt werden. Es
bedarf nicht nur einer vermehrten Förde-

rung von Kapitalvermögen in Arbeitneh-
merhand, sondern auch (im Sinne der
Sozialpflichtigkeit des Eigentums) einer
stärkerer Heranziehung der Vermögen an

gesamtstaatlichen Aufgaben. Im Blick auf
eine neue SozzTzZ/czr/tzzr sind geeignete
Rahmenbedingungen zur Förderung so-
zialer Netzwerke und Dienste sowie von
ehrenamtlichem Engagement zu schaffen,
die auch Gegenleistungen, wie zum Bei-
spiel Aufwandsentschädigungen, Weiter-
bildungsmöglichkeiten und die Berück-
sichtigung von ehrenamtlichem Engage-
ment bei Bewerbungen umfassen sollen.®®

Nr. 174. vgl. Nrn. 14-18.
®" Nr. 190, vgl. Nr. 19.
-®" «Menschliche Zuwendung und Patienten-

nähe sind unentbehrliche Kennzeichen einer
humanen Gesundheitsversorgung» (Nr. 185.

vgl. insgesamt Nrn. 177-191).
" Die Kirchen fordern ferner die Massnah-

men der sozialen Wohnungsbaupolitik stärker
den tatsächlich Bedürftigen zukommen zu las-

sen und Beamte vermehrt an der Altersversor-
gung zu beteiligen (vgl. Nrn. 182.184).

®®Nr. 192, vgl. insgesamt Nrn. 192-199.
®® Nr. 201.
®" Nr. 203. vgl. insgesamt Nrn. 153. 173.

200-203.
®® Vgl. Nrn. 23-24. 204-223.
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Gestaltungsaufgaben
Zu den grossen politischen Gestal-

tungsaufgaben gehört erstens die Förde-

rung des ö/co/og/sc/ie« 5Yn(Ât«rwY7«rfe/.y.

Nachhaltige Entwicklung impliziert als

Verteilungsregel, dass «Recht und Billig-
keit der Ressourcennutzung sowohl unter
der jetzt lebenden Weltbevölkerung als

auch im Ablauf der Generationen gewähr-
leistet sein (müssen).»*' Es bedarf einer
«Langzeitökonomie», die an die Trageka-
pazität der ökologischen Systeme zurück-
gebunden ist. Hierfür bedarf es einer wei-
teren Entkoppelung von Ressourcenver-

brauch/Umweltbelastung und Wirtschaft-
licher Entwicklung durch naturangepasste
Stoffströme, verbessertes Recycling, Schaf-

fung von Substituten und weiterer Emis-
sionsminderung. Grundsätzlich wird die

Strukturanpassung des Steuer- und Fi-

nanzsystems für ökologische Ziele von den
Kirchen gefordert, auch wenn Vorschläge
(Abschaffung von umweltschädlichen Sub-

ventionen, Energie- und CCb-Steuer zu-
gunsten der Entlastung der Lohnneben-
kosten) von den Folgen her unterschied-
lieh eingeschätzt werden. Auf alle Fälle
sollte der Staat im notwendigen Umfang
durch Abgaben, Auflagen, Haftungsregeln
und finanzielle Anreize Rahmenbedin-

gungen setzen, die ökologisch verträgli-
ches Wirtschaften und vorsorgenden Um-
weltschutz begünstigen. Hierzu gehören
auch Strukturreformen im Energiesektor
und eine stärkere ökologische Ausrich-
tung der Landwirtschaft unter Einschluss
einer ausreichenden Zukunftsperspektive
für die bäuerlichen Familienbetriebe, die
durch Pflege der Kulturlandschaft wichti-
ge gesamtgesellschaftliche Leistungen er-
bringen. Im Verkehrsbereich sind Refor-
men in Richtung auf kürzere Verkehrs-

wege, Verlagerung auf umweltfreund-
lichere Transportmittel, umweltgerechte
Ausrichtung der Transportkosten und ver-
ändertes Mobilitätsverhalten notwendig.
Insgesamt ist in den westlichen Ländern
ein veränderter Lebensstil und eine Ab-
kehr vom überzogenen Konsum- und
Wohlstandsdenken erforderlich. Vom Kri-
terium der Nachhaltigkeit her ist Lebens-
qualität kaum noch durch «mehr» und
«schneller», sondern durch «weniger»,
«langsamer» und «bewusster» zu erreichen.

Bei den weiteren grossen Gestaltungs-
aufgaben muss die Deutoc/ze FVi/zezf wei-
ter mit Leben erfüllt werden. Sie bedarf
der Solidarität aller, die auch Verzichts-
bereitschaft einschliesst. Die £i/rapüwc/ze
Einigung muss erweitert und vertieft wer-
den. Eine Reihe von ost- und mitteleuro-
päischen Staaten sollte aufgenommen und
die politische Handlungsfähigkeit in der
Aussen-, Sicherheits-, Innen- und Rechts-

politik (auch durch die Einführung des

Mehrheitsprinzips bei sensiblen Entschei-
düngen) gestärkt werden. Die sozialen Si-

cherungssysteme in Europa bedürfen einer
stärkeren Angleichung auf einem Niveau,
das soziale Mindeststandards in allen
Staaten gewährleistet. Trotz zunehmender
Hifer/7«ho«fl/er f?ege/M«g.y<fic/i/e und erster
Ansätze gemeinschaftlichen solidarischen
Handelns sind weitere Vereinbarungen in

wichtigen Gebieten notwendig. Hierzu
gehören Regelungen im Handels- und
Kartellrecht, der Abbau von Protektionis-
mus, verbesserte Aufsichtsmöglichkeiten
über die internationalen Finanzmärkte,
die vermehrte internationale Abstimmung
in der Migrations- und Flüchtlingspolitik
und ein Ausbau der sozial- und entwick-
lungspolitischen Kooperation. «Es geht
darum, die internationale Entwicklung
unter den Primat der Politik zu bringen
und einen Ordnungsrahmen mit wirk-
samen Sanktionen und Instrumenten zu
schaffen.»" Verantwortung für die eine
Welt bedeutet, dass alle nationalen Ent-
Scheidungen auch aus der Sicht dieser
einen Welt getroffen werden und dass

Entwicklungspolitik endlich zum Quer-
schnittsthema der Gesamtpolitik wird.

Aufgaben der Kirchen
Die beiden Kirchen anerkennen aus-

drücklich, dass kirchliches Engagement
für gesellschaftliche Veränderungen über-
zeugender ist, wenn es innerkirchlich Ent-
sprechung findet. Die Kirchen, die in
Deutschland mit Diakonie und Caritas
zu den grosse« /lröe/tgeher« zählen, sind

gefordert, selbst für familiengerechte
Arbeitsverhältnisse zu sorgen und die

Gleichstellung von Mann und Frau zu
beachten. Wo einschneidende Sparmass-
nahmen erforderlich sind, muss Teilen der
Arbeit und (in zumutbarem Rahmen) Ge-
haltseinschränkung Vorrang vor Entlas-

sung haben. Auch in anderen Wirtschaft-
liehen Bereichen (wie z. B. bei der Geldan-
läge oder der Bewirtschaftung landwirt-
schaftlicher Flächen) sollen die Kirchen
die eigenen Forderungen umsetzen.

Aber auch im Bereich Vei7cM«t//gM«g
und bei der Wahrnehmung ihres /ln/frags
z«/' We/rgesta/t««g nehmen die Kirchen
insbesondere durch Caritas, Diakonie und
die weltweit tätigen kirchlichen Hilfs-
werke, aber auch durch vielfältige nicht-
professionelle karitative Initiativen auf Ge-
meindeebene am gesellschaftlichen Dia-
log und an den sozialen Spannungslagen
der Gesellschaft wie der übrigen Welt teil.
Auch in Zukunft müssen die Kirchen den

Kontakt zur Arbeitswelt pflegen und die
«runden Tische sozialer Verantwortung»®
fortführen, sich gegen Ausländerfeindlich-

keit engagieren und sich aktiv für Um-
weltschutz einsetzen. Verkündigung soll
nicht nur auf den Bereich des einzelnen
bezogen sein, sondern sich auch auf die
sozialen, kulturellen und strukturellen
Bedingungen seiner Existenz richten.
Schliesslich sind Erziehung und Bildung
Bereiche, in denen die beiden Kirchen
vom Kindergarten, über Religionsunter-
rieht bis zur Erwachsenenbildung (beson-
ders auch in ihren Akademien und Sozial-

instituten) zur wertorientierten Erziehung
und ethischen Bewusstseinsbildung bei-

tragen.

Bilanz und erste Reaktionen
Das vorliegende ökumenische Wort "

der beiden deutschen Kirchen muss zu-
nächst im Zusammenhang seiner Entste-
hungsgeschichte verstanden und beurteilt
werden. Im Ko«.vi(/lafio«.vpraze.y.s, der in
der Katholischen Kirche der USA und
Österreichs Vorbilder besitzt, scheint ein
neues Verständnis kirchenamtlicher Stel-

lungnahmen in Deutschland durch. Dieses
orientiert sich einerseits stärker am Kir-
chenverständnis des Zweiten Vatikani-
sehen Konzils und an praktizierter dialogi-
scher Offenheit im Rahmen der gesamten
Gesellschaft als die bis anhin übliche Pra-
xis, Verlautbarungen durch Kirchenleitun-
gen und Expertengremien allein erarbei-
ten zu lassen. Andererseits wird aber auch
die Frage nach Funktion und Wirkung
solcher Stellungnahmen mehrschichtig be-
antwortet. Nicht nur das Dokument selbst
ist ein Beitrag zum gesellschaftlichen
Diskurs; ein Schwergewicht liegt auf der
gesellschaftsgestaltenden, konsensvermit-
telnden und pädagogischen (einstellungs-
veränderenden) Wirkung des Konsulta-
tionsprozesses selbst, der sich bis in kon-
krete Initiativen hinein ausgewirkt hat.
Hier scheint ein neues Bewusstsein erwei-
terter sozialethischer Verantwortung der
Kirchen als Institutionen in demokrati-
sehen Gesellschaften durch, das zu be-

grüssen ist.

Gegenüber dem Diskussionspapier, das

zu Recht mitunter deutlich kritisiert wur-

-'"Nr. 224.

"Nr. 241, vgl. insgesamt Nrn. 209-214.
233-242.

® «Runde Tische sozialer Verantwortung»,
organisiert von Gemeinden, Diözesen und Lan-
deskirchen, versuchen Vertreter und Vertrete-
rinnen aus Politik, Verwaltung, Gewerkschaften
mit Betroffenen über die wirtschaftlichen und
sozialen Probleme vor Ort ins Gespräch zu

bringen (vgl. Nr. 252, vgl. insgesamt Nrn.
244-258).

Die Form ökumenischer Verlautbarungen
in wichtigen gesellschaftlichen und ethischen

Fragen wurde in der Vergangenheit schon hau-

figer gewählt.
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de," das aber auch nicht als eigentlicher
Textentwurf gedacht war, stellt die vorlie-
gende Fassung einen Neuentwurf dar. Das
Dokument zeugt aufs Ganze gesehen von
hoher Sachkenntnis und Ausgewogenheit.
Dies gilt gerade auch für den theologisch-
ethischen Grundlegungsteil, der recht um-
fassend Perspektiven des biblischen Ethos
umreisst und klare soz/a/ef/rwc/re Pri«z/p/-
en formuliert. Über die auch für die klassi-
sehe Katholische Soziallehre prägenden
Prinzipien hinaus ist besonders die Ergän-
zung des eigenständigen Prinzips der
Nachhaltigkeit hervorzuheben, dass es er-
laubt, die Verantwortung für die Umwelt
(bzw. Schöpfung) und für kommende Ge-
nerationen auf sozialethischer Ebene auf
den Begriff zu bringen und so angemessen
zu gewichten. Es ist zu begrüssen, dass

diese Verantwortungsdimension, die im
gesellschaftlichen Bewusstsein (wie auch
im Konsultationsprozess) etwas ins Hin-
tertreffen geraten ist, auch im Konkretisie-
rungsteil (Ökologisch-soziale Marktwirt-
schaft/ökologischer Strukturwandel) ins-

gesamt angemessen berücksichtigt worden
ist. Mit der «vorrangigen Option für die
Armen, Schwachen und Benachteiligten»
beziehen sich die Kirchen auf ein Prinzip,
das besonders in der Befreiungstheologie
eine wichtige Rolle spielt und das als

«Leitmotiv gesellschaftlichen Handelns»""
die Prinzipien Gerechtigkeit und Solida-
rität ergänzt. Sofern so das besondere An-
liegen des gesamten Dokuments auf der

Prinzipienebene zum Ausdruck gebracht
wird, besonders auf die Lage der Benach-
teiligten aufmerksam zu machen, ist dies
sinnvoll und berechtigt. Ob es tatsächlich
vom normativen Gehalt über die beiden
letztgenannten Prinzipien hinausreicht,
wenn es (wie im Dokument) auf gleiche
Partizipationschancen für alle abzielt, sei

dahingestellt. Ausserdem ist auch nicht
a priori auszuschliessen, dass die vor-
rangige Option für die Armen mit ande-

ren Prinzipien (z. B. der Nachhaltigkeit
im intergenerationellen Sinn) in Konflikt
geraten kann und gegebenenfalls für Ab-
wägungen offen sein muss."

Dass in einem eigenen Hauptteil die

Formulierung eines GrantÄorae/wes //»•
e/«e zit/cün/te/a/z/ge Gese//sc/z«/f versucht
wird, ist wertvoll, da hier das zentrale An-
liegen des Dokuments systematisiert wird.
Ausgehend von den Menschenrechten wer-
den umfassende Rahmenlinien umrissen,
die breite Zustimmung versprechen, zu-
gleich aber auch von Inhalt und Gewich-
tung her angemessen und konkret genug
sind, um Defizite zu benennen und be-
wusstseinsbildend zu wirken.

Die Abschnitte zu den FowÄrefe« vv/rt-

•sc/ra/W/c/z-joz/a/e« ««r/ gese/fec/w/W/c/ze«

//eraMj/ottfenzngeM der Gegenwart behan-
dein eine Fülle von Themenbereichen und

Einzelfragen und entsprechen darin der

heutigen komplexen Realität. Oft genug di-
vergieren Einschätzungen und Handlungs-
empfehlungen in Wissenschaft und Gesell-
schaft nicht unerheblich. Hier war eine

schwierige und vielschichtige Aufgabe zu
bewältigen, die Themen richtig zu gewich-
ten und Balance zu halten zwischen der
Gefahr einseitiger Parteinahme und Kom-
petenzüberschreitung einerseits und Rück-

zug ins Unverbindliche andererseits. Die
Kategorie der «Richtungshinweise» ver-
deutlicht das Bemühen, die Abgrenzung
zwischen sozialethischer Orientierung und
konkret politischer Entscheidung zu wah-
ren. Das Grundanliegen des Dokumentes
ist es, die Soziale Marktwirtschaft als Ord-
nungsmodell von ihren (auch ethischen)
Grundlagen her in Erinnerung zu rufen
und gegenüber Tendenzen zu einem Mo-
dellwechsel in eine liberalistische Richtung
sowie gegenüber ökonomistischen Tenden-

zen abzugrenzen. Zugleich wird aber auch
der Reformbedarf eindeutig herausgestellt
und Defizite der gegenwärtigen Sozial-

staatspraxis und die verbreitete Tendenz zu

«Besitzstandswahrung und Stukturkonser-
vatismus» deutlich kritisiert." Für eine ent-
sprechende Neuorientierung und Weiter-
entwicklung der Sozialen Marktwirtschaft
(unter Einschluss der Nachhaltigkeitsper-
spektive) Position bezogen und eine über-
zeugende sozialethische Basis geliefert zu
haben, ist das entscheidende Verdienst des

Dokuments. Die Kirchen haben zudem den
Mut bewiesen, in einigen n/efwe/fe« Frage«
(z. B. bei den Reformvorschlägen zur
Sozialhilfe oder der Krankenversicherung)
eindeutig Stellung zu beziehen, auch auf
die Gefahr hin, auf Widerspruch zu stossen.
Die Kritik in ersten Reaktionen bezieht
sich dann auch primär auf diesen Punkt.
Hier sind auch inhaltliche Spannungen zwi-
sehen reformerischen und strukturkonser-
vativen Postulaten auszumachen und es ist
kein völlig kohärentes Reformpaket vorge-
legt worden. Auch sind an einigen Stellen
die verschiedenen Überarbeitungsschritte
spürbar, was aber in einem solchen Doku-
ment kaum zu vermeiden sein dürfte. Be-
merkenswert bleibt, dass die Probleme und
Benachteiligungen für grosse Gruppen der

Bevölkerung, wie der Familien, der Jugend-
liehen und der wachsenden Zahl der von
Armut Betroffenen (die weniger im Be-
wusstsein der Öffentlichkeit stehen), klar
formuliert wurden. Zentrale Postulate der
Frauenbewegung werden hier wohl erst-
mais in so deutlicher Weise von den beiden
Kirchen aufgegriffen.

Eine detaillierte Diskussion der £/n«e/-
vorscWäge ist an dieser Stelle nicht zu

leisten. Es seien nur einige selektive Kri-
tikpunkte herausgegriffen. Zum Beispiel
hätte die Dauersubventionierung von Sek-

toren und Branchen, die den eingeforder-
ten dynamisch-innovativen Strukturwan-
del behindert und erhebliche sozialethi-
sehe Probleme aufwirft, deutlicher proble-
matisiert werden können. Dem Postulat
einer gleichmässigeren Vermögensvertei-
lung (und der vermehrten Beteiligung von
Arbeitnehmern am Produktivvermögen)
ist sozialethisch zuzustimmen; bei der na-
heliegenden Forderung, Besserverdienen-
de stärker zu gesamtstaatlichen Aufgaben
heranzuziehen, hätten aber auch die mög-
liehen nicht-intendierten Nebenfolgen mit-
einbezogen werden müssen (z. B. Kapital-
flucht, Steuerflucht), die sich aus den
Dilemmasituationen supranationaler Ver-
flechtung bei unzureichenden Rahmenbe-
dingungen ergeben. Im Zusammenhang
mit der Rentenversicherungsreform wäre
der Vorschlag eines Modellwechsels zu
einer staatlich finanzierten Grundrente
der Erwähnung und sozialethischen Beur-
teilung wert gewesen. Gleiches gilt im
Kontext der neuen Sozialkultur und der
Förderung gesellschaftlicher Solidarität
für den beachtlichen Beitrag der Wehr-
und Zivildienstleistenden und derjenigen,
die ein freiwilliges soziales Jahr absol-
vieren. Es besteht zudem eine Ungleich-
behandlung, sofern gegenwärtig nur ein
Teil der jungen Erwachsenen in Deutsch-
land hier einen Beitrag leistet. Auch auf
die schwierige Lage der Hochschulen und
auf die Probleme der Absolventen am Ar-
beitsmarkt hätte verwiesen werden kön-
nen. Zudem hätte der Beitrag, den die
Theologischen Fakultäten durch Forschung
und Ausbildung zu wertbezogenem Han-
dein in der Gesellschaft leisten, eine deut-
lichere Hervorhebung verdient gehabt.
Schliesslich wäre im Bereich des ökologi-

Vgl. die Übersicht bei A. Foitzik, Nicht das

letzte Wort. Konsultationsphase für ein
Sozialwort der Kirchen abgeschlossen, in: Her-
der Korrespondenz 50 (1996), 123-128, ferner
W. Ernst, Ein hoher sozialethischer Anspruch.
Der Konsultationsprozess zu einem gemein-
samen Wort der Kirchen zur wirtschaftlichen
und sozialen Lage in Deutschland, in: Von
Gott reden in säkularisierter Gesellschaft (FS
K. Feiereis), hrsg. v. E.Coreth u.a.. Leipzig 1996,
325-340.

"Nr. 107.

" Insofern scheint mir die Formulierung
«alles Handeln und Entscheiden in Gesell-
schaft, Politik und Wirtschaft (muss) an der Fra-
ge gemessen werden, inwiefern es die Armen
betrifft, ihnen nützt und sie zu eigenverantwort-
lichem Handeln befähigt» (ebd.) nur dann zu-
treffend, wenn man sie nicht in einem aus-
schliesslichen Sinn versteht.

"Nr. 10.
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sehen Stukturwandels eine eindeutigere
Option für eine ökologische Steuerreform
wünschenswert gewesen. Ohne eine An-
passung des Preismechanismus an ökolo-
gische Erfordernisse wird der geforderte
Strukturwandel in Richtung Nachhaltig-
keit nicht zu haben sein.

Der insgesamt positive Eindruck spie-
gelt sich auch in den ersten RenAü/o/tew.

Das Dokument ist in den Medien auf brei-
te Resonanz gestossen. Hochrangige Ver-
treter der Parteien, Gewerkschaften und

Arbeitgeberverbände würdigten das Do-
kument als wichtigen Beitrag, wenngleich
jeweils auf unterschiedliche Aussagen ab-

gehoben und besonders aus den Reihen
der CDU/FDP auch Kritik geübt wurde.
Im Bereich der Tagespresse lobte R. Hank
in der eher konservativ-liberalen Frank-
furter Allgemeinen Zeitung besonders die
konstruktiv optimistische Auseinanderset-

zung mit dem Komplex der Globalisie-

rung und die Fortführung der Option für
die Soziale Marktwirtschaft, nicht ohne an

Schwierigkeiten der Kirchen mit diesem

Ordnungsmodell in der Vergangenheit zu
erinnern. Einige dezidierte Aussagen zu ak-
tuellen Reformvorschlägen («gut gemeint,
aber überflüssig») und spannungsreiche
Einzelaussagen («wirtschaftspolitische Ge-
mischtwarenläden») fanden die deutliche
Kritik des Kommentators."'"' In der eher
sozial-liberalen Süddeutschen Zeitung fin-
det E. zur Bonsen Anerkennung für das

Grundanliegen der Kirchen, zu Wertorien-
tierung und gesellschaftlichem Konsens

beizutragen («Wer sonst, als die Kirchen
könnte dies noch lagerübergreifend, mit
ähnlicher moralischer Autorität tun?»)".
Mit parteipolitischer Brille diagnostiziert
der Kommentator eine Entwicklung nach
links und eine wachsende Übereinstim-

mung der Kirchen mit rot-grünen Positio-

nen. Der katholische Sozialethiker L. Roos
attestiert im Rheinischen Merkur den Kir-
chen, eine für unsere Gesellschaft durch-
aus heilsame «Mixtur aus hilfreichen Ein-
sichten und unverzichtbaren ethischen Ein-
Stellungen» vorgelegt zu haben.""" Trotz-
dem zollt der Autor den Kirchen nur «ein-

geschränktes Lob». Er verweist auf die
Zunahme von Zins- und Mieteinnahmen
sowie von Kapitalvermögen bei Arbeit-
nehmern und kritisiert die These von der
zunehmenden Verlagerung von der Arbeit
zum Kapital und die Beschränkung ver-
mehrter privater Vorsorgeleistungen auf
höhere Einkommensschichten. Auch wäre
seiner Auffassung nach eine stärkere ge-
seilschaftsstrukturelle Ausrichtung (gegen-
über dem «Touch von Sozialromantik»)
und eine klarere Benennung der «Macht
der Funktionäre» in der Verbändegesell-
schaft ebenso sinnvoll gewesen, wie ein

Hinweis auf Betriebsvereinbarungen, die
in Krisensituationen durch Arbeitszeit-
und Lohnkürzung Arbeitsplätze erhalten
haben."

Anknüpfungspunkt: Ökumenische
Konsultation «Zur sozialen und wirt-
schaftlichen Zukunft der Schweiz»
Das vorgestellte Dokument ist ohne

Zweifel in zahlreichen Bereichen (z.B.Ar-
beitslosigkeit, Globalisierung, ökologische
Reform der Marktwirtschaft, wachsende

Armut, internationale Verantwortung)
auch für die Schweiz von Interesse. Dies
gilt insbesondere auch für die aufgeworfe-
nen Grundfragen nach den Wertmassstä-
ben und sozialethischen Eckpfeilern bei
der Neuorientierung der Gesellschaft und
für die Frage nach dem gesellschaftlichen
Grundkonsens angesichts der gegenwärti-
gen dynamischen Veränderungen und zu-
nehmenden wirtschaftlichen und sozialen
Probleme. Andere Fragen stellen sich hier-
zulande gar nicht oder nicht in der selben
Weise (wie die deutsche Vereinigung)
oder sie müssen aufgrund der andersgear-
teten Strukturen (z.B. der sozialen Siehe-

rungssysteme) anders beantwortet werden.
Wieder andere Fragen (wie die Europäi-
sehe Union) sind in der Schweiz erheblich
kontroverser, als in Deutschland.

Einen direkten Anknüpfungspunkt
(zum Inhalt, wie auch zur Entstehungs-
geschichte des vorgestellten Dokuments)
bietet der Beschluss des Schweizerischen

Evangelischen Kirchenbundes und der
Schweizer Bischofskonferenz vom Sep-
tember des vergangenen Jahres, ab 1998

ebenfalls eine Ökumenische Konsultation
«Zur sozialen und wirtschaftlichen Zu-
kunft der Schweiz» durchzuführen. Wie
in einem Pressecommuniqué ausgeführt
wird, soll sie auch einen Beitrag der Kir-
chen zur 150-Jahr-Feier des schweizeri-
sehen Bundesstaates darstellen und die

Grundlage für einen Brief oder eine Bot-

schaft der Kirchen im Jahr 2000 bilden. An
dem auf zwei Jahre angelegten Konsulta-
tionsprozess sollen sich neben Kirchen-
mitgliedern und kirchlichen Institutionen
auch Parteien, Organisationen, Verbände
und alle sonstigen Interessierten beteiligen
können. Eine erste Impulstagung hat be-
reits am 14. März 1997 in Bern stattge-
funden, und in einigen Wochen wird vor-
aussichtlich ein Grundlagentext zur Dis-
kussion vorliegen. Das Institut für Sozial-
ethik des SEK und die Schweizerische
Nationalkommission Justitia et Pax (die
mit der Koordination beauftragt sind) se-
hen in einem Rundschreiben (vom 10. Ja-

nuar 1997) ein zentrales Anliegen darin,
angesichts der «wie eingefroren» erschei-
nenden Lösungskapazität von Demokra-
tie und Sozialpartnerschaft in der Schweiz
eine breite Debatte über die soziale und
wirtschaftliche Zukunft unseres Landes
auszulösen, in der die ethische Dimension
zu Geltung gebracht werden kann. Der ge-
lungene Konsultationsprozess in Deutsch-
land kann für dieses Projekt nur eine Er-
mutigung sein. W/7/rierf Loc/zöüA/er

Dr. r/ico/. hü7/ried Loc/i/ui/i/er ist For-
sc/»o?gs6ea((//ragter on: /mt/tof /i'ir Soria/et/üfc
fl/! rfer 7"/;eo/ogZvc7;c7! Fa/cnfeit der //oc/u-c/?«/e

Luzem

"Vgl. R. Hank, Das Wort, in: Frankfurter
Allgemeine Zeitung vom 1. März 1997, S. 1 f.;

diese Ausgabe widmete dem Dokument 4 Arti-
kel, darunter eine ganzseitige Zusammenfas-

sung des Inhalts.

"Vgl. E. zur Bonsen, Segen für den Sozial-
Staat, in: Süddeutsche Zeitung vom 1./2. März
1997, S. 4.

" L. Roos, Veränderung als Chance, in:
Rheinischer Merkur Nr. 10 vom 7. März 1997,

S.3.
" Vgl. ebd. Der Hinweis auf Betriebsverein-

barungen wird allerdings im Zusammenhang
des eigenen wirtschaftlichen Handelns der Kir-
chen erwähnt (vgl. Nr. 245).

Kirche in der Schweiz

KIPA: 80 Jahre Nachrichtenvermittlung
Im Februar 1917 begann Ferdinand

Rtiegg als Redaktor der «Schildwache» in
Ölten unter dem Namen «Katholische In-
ternationale Presseagentur KIPA» täglich
ein Nachrichtenbulletin zu verbreiten. So

kann die KIPA dieses Jahr ihr SOjähriges
Bestehen feiern, auch wenn aus der Ein-
zelfirma die heutige Genossenschaft ge-
worden ist: denn auch sie bezweckt den

Betrieb einer Nachrichtenagentur. Gemäss

Zweckartikel erreicht sie dies «durch das

Beschaffen, Bearbeiten und Verbreiten
von Informationen, Berichten und Kom-
mentaren über die Römisch-katholische
Kirche, die übrigen Kirchen und Religions-
gemeinschaften und über religiöse, kirch-
liehe, kulturelle und soziale Belange ganz
allgemein».
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Unter dem Titel «Niemand ist eine In-
sel - Au-delà des chapelles» gab die KIPA
zu ihrem Jubiläum, das im Rahmen der
Generalversammlung in Freiburg noch
feierlich zu begehen sein wird, eine zwei-
sprachige Jubiläumsschrift heraus, die vor
allem einen Rückblick, aber auch man-
che Ausblicke bietet.' Der geschichtliche
Rückblick, von Redaktor Maurice Page
stammt der französische Text und von
Redaktor Walter Müller seine deutsche

Fassung, beschränkt sich auf die grossen
Linien, muss sich auf die grossen Linien
beschränken, weil das Archiv der KIPA
weitgehend verloren gegangen ist.

Im Dienst der «guten Presse»
Die schweizerische KIPA ist die älteste

katholische Nachrichtenagentur der Welt,
weil verschiedene Versuche im 19. Jahr-
hundert Pläne blieben oder dann schon
bald misslangen. Die beiden deutschspra-
chigen Partneragenturen der KIPA ent-
standen erst nach dem Zweiten Weltkrieg,
die österreichische Kathpress 1946 und die
deutsche KNA 1952. Mit ihr schloss die
KIPA 1953 einen Zusammenarbeitsver-

trag, der im wesentlichen die Tätigkeitsge-
biete absteckte und zum Informationsaus-
tausch verpflichtete. Pläne für eine weiter-
gehende Zusammenarbeit wurden schon
früher entwickelt, verwirklicht wurde eine

engere Zusammenarbeit erst mit dem
Zweiten Vatikanischen Konzil. Mit den

Partneragenturen Kathpress, KNA und
KNP (der inzwischen aufgelösten nieder-
ländischen Agentur) gründete die KIPA
1962 die immer noch bestehende römische
Gemeinschaftsredaktion der deutschspra-
chigen katholischen Nachrichtenagenturen
CIC (Centrum Informationis Catholicum).

Eine andere Form internationalen Wir-
kens wuchs dem französischen Dienst der
KIPA - seit 1985 firmiert er mit dem

Akronym APIC - zu: er wird heute weit-
weit genutzt. Der Untersekretär des Päpst-
liehen Rates für die Sozialen Kommuni-
kationsmittel, der Schweizer Hans-Peter
Röthlin, schreibt in der Festschrift im
Blick auf das frankophone Afrika: «Hier
füllt die KIPA eine Marktlücke katholi-
scher Informationspolitik, deren Trag-
weite man gar nicht genug werten kann.»

Entstanden ist der französische Dienst
unabhängig von der KIPA, obwohl Ferdi-
nand Rüegg und sein Nachfolger Emil
Müller-Büchi an dessen Schaffung gedacht
hatten. 1944 begann der nachmalige Bi-
schof François Charrière als Direktor der
Tageszeitung «La Liberté», einen Infor-
mationsdienst herauszugeben; sein Nach-
folger wurde Henri Marmier, Redaktor
der «Semaine catholique». Vorläuferin von
«Evangile et Mission». Erst nach seinem

erzwungenen Rücktritt 1960 wurde der
französische Dienst in die KIPA eingeglie-
dert. Seit zehn Jahren ist ein Redaktor des

französischen Dienstes, Jacques Berset,

sogar Chefredaktor.
Marksteine der Geschichte (des deut-

sehen Dienstes) sind die Wechsel einer-
seits der Rechtsformen (samt den betriebs-
wirtschaftlichen Problemen) und ander-
seits der Chefredaktoren. 1932 wurde aus
der Einzelfirma eine Aktiengesellschaft
und 1955 aus der Aktiengesellschaft die
heutige Genossenschaft.

1934 wurde der Gründer Ferdinand
Rüegg vom nachmaligen Professor Emil
Müller-Büchi - einem Schwiegersohn des

Doktorvaters von Ferdinand Rüegg - ab-

gelöst. Mit ihm ergab sich eine enge Bin-
dung an die Universität Freiburg - mit
allen Vor- und Nachteilen. Einer der Re-

daktionspraktikanten dieser Zeit, Wilhelm
Hellenbroich, folgte 1954 als Chefredak-
tor auf Prof. Müller-Büchi. In seine Zeit
fällt der Auszug aus der Universität und
der Einzug in Räume der Paulusdruckerei
mit der nicht nur räumlichen Nähe zu den
Redaktionen der Tageszeitungen «La Li-
berté» und «Freiburger Nachrichten».

Ein Ausblick
Gegründet als Dienstleistung für die

«gute Presse», ist KIPA/APIC heute eine

Spezialagentur, an die in der Festschrift
nicht nur Glückwünsche, sondern auch Er-
Wartungen gerichtet werden, in verschie-
denen kleineren Beiträgen von kirchlich
Verantwortlichen, von Kunden (einer Re-
daktorin und mehreren Redaktoren) so-
wie einem Rundtisch-Gespräch.

Als Ressortleiter für Medienarbeit der
Schweizer Bischofskonferenz weist Weih-

bischof Peter Henrici dabei auf drei be-
sondere Aufgaben hin - abgesehen von der
fundamentalen Bedeutung einer Nach-

richtenagentur im Gesamt des Medien-
wesens und dem Sachverhalt, dass es im
französischsprachigen Raum nichts mit
der APIC Vergleichbares gibt: Die KIPA
soll erstens der Vermittlung von kirchli-
chen «Lokalnachrichten» dienen; sie soll
zweitens zu auch von den grossen Agentu-
ren gemeldeten Ereignissen und Verlaut-
barungen Kommentare und Hintergrund-
informationen liefern; und drittens soll sie

als katholische und internationale Agen-
tur in der Schweiz jene internationalen
Nachrichten verbreiten, die aus christli-
eher Sicht wichtig sind, beispielsweise auch
als eine Art Drittweltagentur arbeiten.

Eine grosse Herausforderung ist in der

ganzen Festschrift indes nur kurz ange-
sprochen: Die Präsenz im Internet. Der
Chefredaktor spricht diese Präsenz unter
dem Stichwort «verlässliche katholische
Nachrichten» an. Nicht angesprochen wer-
den die Zutrittsbedingungen, was ich als

einen Mangel empfinde, nachdem der Zu-
tritt zu den (Kurz-)Nachrichten des Refor-
mierten Pressedienstes (RPD) kostenlos
ist.-

Ro//Wez'fte/

' Niemand ist eine Insel. Kirche, Religion,
Gesellschaft im Zeitalter der globalen Kommu-
nikation - Au-delà des chapelles. Eglise, reli-
gion et société à l'ère de la communication
globale. 80 Jahre KIPA: 1917-1997 - 80 ans
APIC: 1917-1997. Zu beziehen bei Administra-
tion KIPA, Postfach 510.1701 Freiburg, Telefon
026 - 426 48 31, Telefax 026 - 426 48 30.

- Vgl. EM: Der Evangelische Mediendienst,
in: SKZ 165 (1997) Nr. 17, S. 271.

Ein Vierteljahrhundert Pastoralplanung im Jura
Der französischsprachige Teil des Bis-

turns Basel erhielt mit dem Amtsantritt
von Bischof Anton Hänggi die Möglich-
keit, sich als eigenständige Bistumsregion
zu organisieren. Unter der Leitung des

neuen Generalvikars und späteren Weih-
bischofs Joseph Candolfi wurde zunächst
die Seelsorge bewusst geplant. So wurde
1970 der erste Pastoralplan veröffentlicht,
und bis 1995 wurden in regelmässigen Ab-
ständen weitere fünf Pastoralpläne erar-
beitet. In diesem Vierteljahrhundert ha-
ben sich der Jura und das kirchliche Leben
im Jura grundlegend gewandelt. Diesem
Wandel geht der an der Universität Frei-
bürg tätige jurassische Historiker Bernard
Prongué eingehend nach.'

Einen guten Einblick in seine zeit-
geschichtliche Forschungsarbeit gewährte
Bernard Prongué der Vereinigung für
Schweizerische Kirchengeschichte (VSKG)
im Rahmen ihrer Jahresversammlung in
Moutier, im historisch bedeutsamen Mou-

' Sein Projekt ist eine kirchliche Zeitge-
schichte des Jura, weshalb die Reihe, in der er
Vor- bzw. Einzelstudien veröffentlicht, «Mate-
riau pour une histoire religieuse» heisst. Er-
schienen sind Nr. 1: Le catholicisme jurassien de
Vatican II à l'an 2000. Les catholiques jurassi-
ens face au défi de la modernité. Editions Le
Cabanon, Epiquerez 1997, 32 Seiten, und Nr. 2:

Les plans pastoraux de l'Eglise qui est au Jura
1970-1995, Editions Le Cabanon. Epiquerez
1997,52 Seiten.
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tier, wie der Vereinspräsident Prof. Mar-
kus Ries in seiner Begrüssung unterstrich.
Um die Mitte des 7. Jahrhunderts wurde in
Moutier (Grandval) ein Kloster gegrün-
det, das von Luxeuil besiedelt wurde und
dessen erster Abt Germanus war; im
Hochmittelalter wurde es in ein Chor-
herrenstift umgewandelt, dessen Patrone
Germanus und Randoald waren.

Zeitgeschichte und
kirchliche Zeitgeschichte
Seine Ausführungen begann Prof. Ber-

nard Prongué, nach den statutarischen
Geschäften des VSKG,- mit einer Über-
sieht über die territorialen Verhältnisse im
«pastoralen Jura», wie der französisch-
sprachige Bistumsteil genannt wird. Die-
ser «pastorale Jura» ist das Ergebnis einer
vielfältigen Entwicklung: einerseits wollte
Bischof Anton Hänggi das grosse Bistum
Basel regionalisieren, und anderseits wur-
de der Berner Jura im Gefolge der Volks-
abstimmungen von 1974, 1975 und 1994

neu geordnet: der Südjura blieb bei Bern,
der Nordjura wurde ein eigener Kanton
und das Laufental wechselte zum Kanton
Basel-Landschaft. Der «pastorale Jura» ist
die einzige Bistumsregion des Bistums Ba-
sei, die über eine Kantonsgrenze hinaus-

greift; die Deutschsprachigen der Stadt
Biel gehören ihr indes nicht an.

Anschliessend skizzierte Bernard Pron-
gué das pastorale Instrument der Pastoral-

pläne. Im Jura gehen diese zum einen auf
die 1968 von den katholischen Bewegun-
gen, nämlich der Fédération catholique
jurassienne durchgeführte Umfrage und
zum andern auf die Notwendigkeit einer
pastoralen Gesamtplanung (pastorale
d'ensemble) zurück. Mit dem ersten Pa-

storalplan errichtete Generalvikar Can-
dolfi Pastoralsektoren (secteur pastoral);
damit konnte der zahlenmässige Rück-

gang von Priestern aufgefangen werden:
der vereinzelte Pfarrer wurde von der
Equipe (équipe pastorale) abgelöst, in die
überdies Laienseelsorger aufgenommen
wurden.

Seinem Wesen nach ist ein Pastoral-

plan eine Reflexion des Heute im Hin-
blick auf morgen. Methodisch geht er -
wie das später erarbeitete Arbeitsinstru-
ment für pastorales Handeln im Bistum
Basel (1993) - nach dem Dreischritt «se-

hen, urteilen, handeln» vor; er leistet so

nacheinander eine sozio-analytische, eine
hermeneutische und eine praktische Ver-
mittlung.

Weil die Pastoralpläne im Jura in re-
gelmässigen Abständen erarbeitet wur-
den, wurde mit ihnen alle fünf Jahre

gleichsam die Zeitgeschichte neu ge-
schrieben; so sind sie eine Geschichte der

Wahrnehmung der jeweiligen Gegenwart
durch die an der Pastoralplanung Betei-
ligten. Im letzten Teil seines Referates
ging Bernard Prongué deshalb der Frage
nach, welchen Widerhall die jurassische
Zeitgeschichte in den Pastoralplänen ge-
funden hat. Dafür wählte er die Jurafrage,
die geographische und wirtschaftliche
Marginalisierung des Juras, die Kirchen-
kritik und das Verschwinden der Katholi-
sehen Aktion aus.

Direkt angesprochen wurde die Ju-

rafrage nie; 1976 betonte Bischof Anton
Hänggi in einem Brief an die jurassischen
Gläubigen die Einheit der Kirche, und im
Pastoralplan von 1984 ist die Rede vom ju-
rassischen Volk (peuple jurassien) und der
unerlässlichen ökumenischen Ausrich-
tung. Die Marginalisierung bzw. die Ent-
wicklung zu einer tertiären Gesellschaft
zeigt ein Zahlenvergleich: 1970 waren
11% im primären, 61% im sekundären
und 28% im tertiären Sektor beschäftigt;
1990 im primären noch 7%, im sekun-
dären noch 40% und im tertiären bereits
53%. Der Jurassier war traditionellerwei-
se Bauer oder Uhrmacher; mit der Ent-
wicklung der Beschäftigung geht ein kul-
tureller Wandel einher. Dieser wird im Pa-

storalplan 1976 mit den Begriffen «Ur-
banisierung» und «moderner Mensch»
angesprochen, aber auch mit der Feststel-

lung eines Rückgangs der Teilnahme an
den Sakramenten. Kritik an kirchlichen
Verhältnissen wurde im Pastoralplan 1970
als Kritik an der Pfarrei geäussert, na-
mentlich in bezug auf das Missverhältnis
zwischen den vielen kleinen und kleinsten
Pfarreien im Nordjura und den grossen
Pfarreien in der südjurassischen Diaspora.
Dieses Missverhältnis wurde im Pastoral-
plan von 1984 durch die Schaffung einer
pastoralen Achse Bienne-Porrentruy -
und der Unterscheidung zwischen Zen-
trums- und Relaispfarreien - behoben.

Gegenüber dem Pastoralplan von 1970, in
dem namentlich die Laienbewegungen
neben den Pfarreien und Sektoren als die
zweite Form von Präsenz der Kirche in der
Gesellschaft herausgestellt wurden, hat
die Katholische Aktion bis 1995 an Be-

deutung verloren.

Rund 50 Teilnehmende - Priester, Dia-
kone, Pastoralassistentinnen und Pastoral-
assistenten, Katechetinnen und Kateche-
ten sowie Ordensleute - beschäftigten sich

vom 24.-27. Februar 1997 am Pastoral-

So zeigte Bernard Prongué auf, wie die

Pastoralpläne auf die institutionellen und
sozialen Veränderungen recht zurückhal-
tend eingingen, dass die Kirche im Jura in-
des ihrerseits entsprechende Veränderun-

gen in die Wege geleitet hat. Während vor
einem Vierteljahrhundert eine Einrich-
tung der Katholischen Aktion, die Fédéra-
tion catholique jurassienne das überpfar-
reiliche Aktivitäts- und Koordinationszen-
trum war, sind es heute die kirchlichen
Dienststellen, das Centre pastoral in Delé-
mont mit Einrichtungen, die zum Teil aus
der Katholischen Aktion herausgewach-
sen sind. So hat sich die Gesellschaft ge-
wandelt und so hat sich die Kirche im
Jura, binnenkirchlich angestossen durch
den Priestermangel, neu strukturiert. Dar-
in zeigt sich, was Bernard Prongué in sei-

nen Studien aufzeigt, dass sich die Kirche
im Jura den Herausforderungen der Mo-
derne stellt und sich dabei auch verändert.

Abgerundet wurde die VSKG-Jahres-
Versammlung mit zwei Kirchenbesichti-

gungen. Pfarrer Jean-Marie Nussbaume
führte durch die katholische Kirche
Notre-Dame de la Prévôté, die mit ihrem
Namen an die grosse Vergangenheit von
Moutier-Grandval erinnert. Er verstand
es, auf eindrückliche Weise die Architek-
tur von Hermann Baur und die Fenster
von Alfred Manessier spirituell zu er-
schliessen. Mit dem Besuch der reformier-
ten Kirche wurde der Ort des verschwun-
denen Klosters und Stiftes besucht: erbaut
wurde sie im 19. Jahrhundert auf den Fun-
damenten der im 19. Jahrhundert gänzlich
abgetragenen Stiftskirche. Die schöne
Bibel von Moutier-Grandval aus dem 9.

Jahrhundert, eine der ältesten illustrierten
Bibeln der Welt, gehört dem British Mu-
seum und müsste deshalb in London be-
sucht werden. Ro/fWe/he/

-Dabei wurde auch eingehend über die
Zeitschrift für Schweizerische Kirchengeschich-
te berichtet, deren Herausgabe durch die Ver-
einsmitgliedschaft unterstützt wird. Im Mitglie-
derbeitrag von Fr. 50.- (Studierende Fr. 30.-) ist
denn auch das Abonnement inbegriffen. An-
meidungen sind an den Präsidenten der SVKG
zu richten: Prof. Markus Ries, Wollächer, 6015

Rain.

theologischen Fortbildungskurs für das

Oberwallis im Bildungshaus St. Jodern,
Visp, mit Jesus von Nazaret. Referent
des Kurses war Professor Hermann-Josef
Venetz aus Freiburg. Bischof Norbert

Tod und Auferstehung Jesu
als Beginn einer neuen Zukunft
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Brunner sowie Generalvikar Josef Zim-
mermann und Bischofsvikar Bernard
Broccard nahmen am Kurs ebenfalls teil.

Der diesjährige Pastoraltheologische
Fortbildungskurs im Bildungszentrum
St. Jodern mit Professor Hermann-Josef
Venetz war eine reich gefüllte Exegese
über Jesus Christus. Der Referent ver-
stand es, auf eindrückliche Weise die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in das kon-
krete Umfeld, in die Kultur, in die Sitten
und Bräuche der Zeit Jesu einzuführen
und so diesen «Jesus von Nazaret, der
Christus zu unserem Heil» soteriologisch
darzustellen und für die heutige Zeit
zu aktualisieren. Professor Hermann-Josef
Venetz gab zu jedem neuen Thema eine

Einführung, die danach in sieben Gruppen
weiter erarbeitet und vertieft wurde. Im
Plenum wurden die Ergebnisse zusammen-
getragen und diskutiert. Wie ein roter
Faden durchzogen die jüdische Tradition,
der Tod und die Auferstehung Jesu die

gemeinsamen Meditationen, das Stunden-
gebet und die Feier der Eucharistie. Die
Abende waren für das Gespräch mit
Bischof Norbert Brunner, aber auch für
freundschaftliche Gespräche und den Aus-
tausch untereinander reserviert, sowie
für eine Filmvisionierung für den Schul-
Unterricht zum Thema Jesus Christus.

Jesus hat viele Namen
Wenn vom Tod Jesu gesprochen wird,

muss man den konkreten Jesus betrach-
ten, führte der Referent zu Beginn aus.

Dieser Jesus lebte in einer ganz bestimm-
ten Zeit und in einem ganz bestimmten
Umfeld. Die Verfasser der Evangelien
gaben diesem Jesus immer wieder andere
Namen und Titel. Von keinem aber könnte
man sagen, «so, das ist Jesus!». Jesus lässt
sich nicht in einen Titel oder Namen ein-

zwängen. Der Mensch ist nicht fähig, Gott
auf einen Begriff zu bringen. Jeder Titel,
jeder Begriff ist immer nur eine Annähe-

rung an das, was Gott ist. Die Christologie
ist ein ganzer Lebensvollzug einer Ge-
meinde.

Einige dieser Titel und Namen, die
immer eine andere Dimension Jesu auf-

zeigen, wurden während dieser Woche

zum Thema der Überlegungen und der
Referate von Professor Venetz.

Jesus der Jude
Jesus war Jude bis zu seinem letzten

Atemzug. Der Referent fragte die Kurs-
teilnehmer, wie Jesus wohl gebetet hat?
Wie die Juden? Wie hat er wohl seine

Frömmigkeit gelebt? Wie hat er mit
anderen geteilt? Anhand von Bibeltexten
wurde in den Gruppen herausgearbeitet,
was an den jeweiligen Texten typisch jü-

disch war, was schon im Ersten Testament
grundgelegt und was im Zweiten Testa-

ment das Neue an ihnen war. Ein Beispiel:
Inhaltliche Elemente vom Reich Gottes
sind schon im Ersten Testament grund-
gelegt und wiederzufinden. Aber in Jesus

Christus hat das Reich Gottes eine beson-
dere Aktualisierung bekommen.

Jesus war in erster Linie zu den Juden

gesandt. Die junge Kirche war sich dessen

auch sehr bewusst. Lukas und Paulus

waren ebenfalls Juden. Sie gingen in die

Synagoge, verrichteten dort ihre Dienste
und kamen dann auf Jesus zu sprechen.
Trotzdem ist nicht zu übersehen, dass sich
dieser Jesus von Nazaret nicht einfach
für sich pachten lässt. Der Referent stellte
darum auch an die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die Frage: «Wie ist das bei
uns? Wären wir bereit, heute unseren Gott
mit anderen zu teilen?» Und er erinnerte
an ein Wort des heiligen Paulus: «Nicht du

trägst die Wurzel, sondern die Wurzel trägt
dich!» Und Professor Venetz fügte bei:

«Sagt Euch, sagen wir uns nicht los vom
Volke Israel, sonst sägen wir den Ast ab,

auf dem wir sitzen.»

Jesus der Prophet
Jesus war Prophet. Anhand von Bibel-

texten versuchten die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer herauszuarbeiten, was ein
Prophet ist, welche Aufgaben er hat. Was

prangert ein Prophet an, und was will
Gott eigentlich, wenn er einen Propheten
schickt? Es wurde festgestellt, ein Prophet
reisst nicht einfach etwas nieder, um es

niederzureissen, sondern um es wieder
aufzubauen. Die grossen Propheten sind
immer dann aufgetreten, wenn es dem
Volk Israel schlecht ging und es sich
dessen bewusst war.

Die Propheten prangerten vielfach die
Kluft an, die zwischen Kult und Leben
herrschte. Sie waren immer gegenwarts-
bezogen und wiesen auf die Zukunft hin.
Der Prophet ist von Gott gesandt, aber er
ist auch immer unter den Menschen und
für die Menschen da. Ein Prophet bricht
auf, er entwaffnet und weist immer auf das

Wesentliche hin. Auf das, was Reich Got-
tes ist. In diesem Sinne war Jesus in jeder
Beziehung Prophet, aber eben nicht nur.

Jesus der Menschensohn
Was heisst Menschensohn? Nach dem

Buch Daniel, das aus einer anderen Tra-
dition stammt, die von einer grösseren
eschatologischen Erwartung geprägt war,
meint der Titel Menschensohn das kom-
mende neue Reich. Der Menschensohn,
das Reich Gottes ist ein ganzes Pro-

gramm, eine grosse Verantwortung. Der
Menschensohn ist ein Stück Geschichte,

ein Stück unserer eigenen Erwartungen, in
denen wir leben.

Anhand der Geschichte der Heilung
eines Gelähmten wurde in der Gruppen-
arbeit der Frage des Menschensohnes

nachgegangen, der die Vollmacht hat, auf
Erden Sünden zu vergeben. Es wurde fest-
gestellt, dass der Menschensohn einerseits
Jesus ist, aber in Jesus wir Christinnen und
Christen alle auch gemeint sind. In Jesus

bekommen auch wir die Vollmacht des

Menschensohnes, das heisst, die Voll-
macht, Sünden zu vergeben. «Und sie ge-
rieten in Furcht und priesen Gott, der den
Menschen solche Vollmacht gegeben hat»

(Mt 9,8).

Der Tod des Gerechten
Es stellte sich die Frage, ob man dem

Tod überhaupt eine Bedeutung zu geben
hat. Anhand eines Beispiels zeigte der Re-
ferent auf, dass man beim Tod eines neu-
geborenen Kindes unwillkürlich nach einer
Sinngebung sucht. Wenn aber jemand im
Alter von 80 Jahren stirbt, ist das ganz
normal, und man sucht nicht unbedingt
nach einer Erklärung.

Was hatte nun wohl der Tod Jesu für
eine Bedeutung bei den Menschen von
damals? Es gab einerseits Leute, die sahen

es gar nicht für nötig, diesen Tod Jesu zu
interpretieren. Es war für sie selbstver-
ständlich und eine logische Folge, dass

dieser Jesus mit dem, was er tat und ver-
kündete, der damaligen Gesellschaft «ins
Messer laufen musste». Das musste ein-
fach so kommen.

Aber auf der anderen Seite haben es

auch Christen immer wieder und bis auf
den heutigen Tag für nötig empfunden,
diesem Tod Jesu einen Sinn zu geben, be-
tonte Hermann-Josef Venetz. In der Grup-
penarbeit gingen die Teilnehmerinnen und
Teilnehmer den Fragen nach, ob Jesus mit
einem gewaltsamen Tod rechnen musste.
Was für ein Gottesbild und was für Erwar-
tungen hatten die damaligen Menschen?

In der letzten Gruppenarbeit beschäf-

tigten sich die Kursteilnehmerinnen und
Kursteilnehmer mit zwei Paulus-Texten
mit Bezug auf Versöhnung. Der Referent
stellte die Aufgabe, in diesen zwei Texten
den Fragen nachzugehen: Was für eine
«Struktur von Versöhnung» zeichnet Pau-
lus hier? Wer ist der Versöhnende, und
wer wird versöhnt? Wie geschieht Versöh-
nung? Es wurde festgestellt: Bei Paulus
hat Versöhnung eine ganz andere, eine

ganz neue Struktur bekommen. Gott ist
der erste, der handelt. Er versöhnt uns mit
sich und wir müssen dieser Versöhnung
gerecht werden. Diese Versöhnung mit
Gott hat jedoch Konsequenzen. Was heisst
das konkret? So, wie Gott den Menschen
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aus Liebe mit sich versöhnt und aus ihm
etwas ganz Neues macht (vgl. 2 Kor 5,16),
muss der Mensch danach neu, ganz an-
ders, nach anderen Massstäben leben. Er
muss ganz neue Massstäbe anwenden.
Was heisst das konkret für heute? Nach
welchen Massstäben leben wir heute,
fragte wiederum der Referent die Kurs-
teilnehmer. Die Antwort der Teilnehmer:
Heute wird nach dem Massstab von
Ruhm, Macht, Ehre, Geld, dem Zweit-
wagen gemessen und gelebt... Nach der
neuen Versöhnungs-Struktur des Paulus
aber miissten wir gerade diese Massstäbe
ändern. Ihm geht es um eine neue Be-

trachtungsweise der Welt und der Men-
sehen. Auferstehung, Versöhnung bedeu-
tet nichts anderes, als dass der Tod, die
Furcht, das Leid, die Angst hinter uns
liegen. Vor uns ist die Liebe, das neue
Leben, die Zukunft.

Gespräch mit dem Bischof
Der Dienstagabend war dem Gespräch

mit Bischof Norbert Brunner gewidmet.
Die Anwesenden nahmen die Gelegenheit
wahr, dem Bischof viele Fragen zu stellen,
ihm Anliegen und Wünsche direkt vor-
legen zu können. Es wurden auch «heisse

Eisen» angesprochen, wie zum Beispiel
die Aufarbeitung der Anliegen des Kir-
chenvolksbegehrens, seelsorgliche Per-

spektiven für das Bistum beim immer
grösser werdenden Priestermangel. Gene-
ralvikar Josef Zimmermann orientierte
über die Arbeit an den Richtlinien und an
einem Rituale für Wort-Gottes-Feiern. Es

Bei der Ausübung meines kirchlichen
Dienstes habe ich bislang meistens darauf
verzichtet, etwelche falsche Behauptungen,
Unterstellungen, Verunglimpfungen oder
Verleumdungen richtigzustellen. Die heu-

tige Zeit und unsere Welt verdienen näm-
lieh den ganzen Einsatz all unserer Ener-
gien für die Verbreitung der Frohbotschaft
Christi. Die Ausführungen von Dr. Karl
Schuler in seinem Artikel «Auf dem Weg
ins Schisma» (SKZ 16/1997) können je-
doch für die kirchliche Einheit so negativ
wirken und die Gläubigen derart verun-
sichern, dass ich mich gezwungen sehe,

diesbezüglich etwas Klärendes verlauten
zu lassen.

wurden Fragen über die finanzielle Lage
des Bistums gestellt, worauf Bischof Brun-
ner nochmals seiner Freude und seinem
Dank Ausdruck gab, über das grosse Echo
auf seinen Hilferuf. Eine weitere Anre-
gung, die gemacht wurde, war der Wunsch,
im Umfeld des Jubeljahres 2000 einen
synodalen Anlass auf Bistumsebene ins

Auge zu fassen. Der Bischof antwortete
in grosser Offenheit auf die Anliegen
und Wünsche seiner kirchlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und versuchte
darzulegen, welche Möglichkeiten den
Bischöfen gegeben sind, Fragen im eige-
nen Bistum zu lösen. Es gebe aber auch

Fragen, die auf Weltebene gelöst werden
müssen, oder in Gemeinschaft mit dem

ganzen Bischofskollegium. Gerade hier
würden aber oft die grössten Schwierig-
keiten hegen, wegen der kulturellen Ver-
schiedenheit, oder weil sich in anderen
Kulturen nicht die gleichen Probleme
stellen würden.

Es war ein reich gefüllter Abend ge-
meinsamen Suchens auf bedrängende
Sorgen. In einer sehr geschwisterlichen
und kirchlichen Atmosphäre gingen die

Gespräche noch bis spät in den Abend
hinein weiter. Eine solche Dialogbereit-
schaft und Dialogfähigkeit ist ein hoff-
nungsvolles Zeichen für die künftige seel-

sorgliche Arbeit im Bistum Sitten.
T/ezV/i Wz'dn'g

Jfe/rfi W/rfrzg ist Mzfarfce/ferâi nzzmeziZ/zc/z/ï/r
z/e/7 /zz/(zr;?iflZzozz5z/zezzsr znz ßzjc/zö/Z/c/ze« Orz//-

Einheit der Kirche
Die im besagten Artikel vom Verfasser

vorgenommene Konstruktion beruht auf
einem falschen Begriff von Schisma. Er
meint nämlich, dass neuerdings ein Schis-

ma nicht so sehr eine Nichtanerkennung
des Papstes, sondern vielmehr eine Ab-
trennung vom Volk Gottes, zum Beispiel
vom Volk Gottes eines Landes, also nicht
einmal von der Weltkirche, ist. Diesbezüg-
lieh erklärt der Katechismus der Katholi-
sehen Kirche deutlich: «Schisma nennt
man die Verweigerung der Unterordnung
unter den Papst oder der Gemeinschaft
mit den diesem untergebenen Gliedern
der Kirche» (Nr. 2089). Die Einheit in der

Kirche misst man nicht aufgrund statisti-
scher Mehrheiten. Der Papst bleibt immer
der Garant der Einheit. Er gehört wesent-
lieh zur Mitte jeder Ortskirche, damit eine
Gemeinschaft von Gläubigen mit dem ei-

genen Ortsbischof eine nicht-schismatische
Teilkirche ist und bleibt.

Mein Angebot
Ich möchte vor allem unterstreichen,

dass ich in meinem bisherigen bischöfli-
chen Dienst weder gänzlich noch teilweise
je die Absicht gehabt habe, Hirte nur für
eine bestimmte Gruppe oder Gruppierung
zu sein. Ich habe von Anfang an und
mehrfach betont, dass ich als Bischof im
Dienste aller stehen möchte. Bereits kurz
nach meiner Amtsübernahme habe ich

zum Beispiel den Zürcher Pfarreien ange-
boten, einige Tage als Lernender bei ihnen
zu weilen. Ich schrieb damals: «Es würde
mich sehr freuen, bald in den verschiede-
nen Pfarreien und Gemeinden des Kan-
tons Zürich einige Tage zu verbringen. Ich
möchte nicht protokollarische Pastoralbe-
suche abstatten, sondern während ein paar
Tagen, als einer von Ihnen, das tägliche
Leben der einzelnen Gemeinden teilen
und erleben, und zwar aus nächster Nähe.
In dieser Schule hoffe ich, besser zu lernen,
wie ich meine Hirtensorge für die Diözese
Chur und insbesondere für den Kanton
Zürich wahrnehmen kann. Ich warte gerne
auf Ihre Einladung. Das Vertrauen in der
Kirche stützt sich im Grunde nicht auf die
Menschen, auch nicht auf die Bischöfe,
sondern einzig auf unseren Erlöser und
Herrn. Wenn jeder von uns in der Diözese
sein ganzes Vertrauen auf Christus setzt,
werden wir uns auch gegenseitig vertrau-
ensvoll in der Mitte seines Herzens finden
unci begegnen können. Wenn wir die vor-
handenen Spannungen beseitigen und uns
auf das Wesentliche konzentrieren, werden
wir den Weg finden, der uns zu einer hoff-
nungsvollen und evangeliumskonformen
Zukunft für die Kirche und für die Welt
führt.»

Leider fand dieses Angebot kein ge-
bührendes Echo. In einem offenen Brief
an die in der Seelsorge Tätigen im Kanton
Zürich erklärte ich am 8. Dezember 1990:

«Noch eine weitere Bitte hätte ich an Sie.

Könnten Sie allen Gläubigen versichern,
dass ich mich als Bischof von allen und für
alle fühle und es weiterhin sein möchte?
Wenn es tatsächlich so wäre, dass ein

grosser Teil der Zürcher Katholiken mich
nicht haben wollte, so dürfen diese Gläu-
bigen wissen, dass ich sie doch sehr
schätze und auch für sie meine Hirten-
sorge wahrnehmen möchte. Es gehört zu
unserem schönen katholischen Verständ-
nis der Kirche, dass der Bischof, so wie

Eine andere Sicht

Stellungnahme des Bischofs von Chur
zum Artikel «Auf dem Weg ins Schisma»
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Christus, sich für alle einsetzt, auch für die,
die ihn nicht mögen. So entstehen frucht-
bare christliche Gemeinden, und so kommt
man sich allmählich gegenseitig auch
näher.»

Trotz aller Schwierigkeiten habe ich
immer wieder versucht, für alle kontakt-
bereit zu bleiben. Nicht von ungefähr trug
mein erster Fastenhirtenbrief den Namen:
«In Gemeinschaft...». Auch vor einem
Jahr habe ich nochmals am Anfang der Fa-

stenzeit allen Gläubigen geschrieben, dass

ich mich sehr danach sehne, zu ihnen zu
kommen. Ich bin kein Bischof für eigene
Anhänger, sondern ich möchte trotz der
erschwerten Umstände allen dienlich sein.
Dies gerade auch im gottesdienstlichen
Leben. Alle Gottesdienste, die ich feiere
(z. B. in der Churer Kathedrale), sind offen
für alle Gläubigen; alle sind dazu eingela-
den, und jedes Mal hege ich die Hoffnung,
dass viele Gläubige aus der bunten
pluralen Welt unseres Bistums daran teil-
nehmen. Ich pflege keine eigene Liturgie,
sondern ich bemühe mich, die geltenden
liturgischen Vorschriften getreu zu befol-

gen, wie sie im Gefolge der Liturgiekonsti-
tution des Zweiten Vatikanischen Konzils
erlassen wurden. Da ich erst in der Zeit
nach dem Konzil geweiht wurde, bin ich in
der erneuerten Liturgie erzogen worden
und habe vom Anfang meines priesterli-
chen Wirkens an diese vollzogen. Und so

tue ich es tagtäglich.

Das Priestertum
Gerne möchte ich hier den diesjährigen

Gründonnerstagsbrief des Papstes an die
Priester zitieren. Er schreibt unter ande-

rem: «Ich erinnere mich deutlich der
Gefühle, die die Wandlungsworte in mir
weckten, als ich sie zum ersten Mal zusam-
men mit dem Bischof sprach, der mich
kurz zuvor geweiht hatte: Worte, die ich
am nachfolgenden Tag bei der heiligen
Messe wiederholte, die ich in der Krypta
des hl. Leonhard feierte. Und seitdem er-
klangen diese sakramentalen Worte viele,
viele Male - unzählige Male - auf meinen
Lippen wieder, um Christus unter den Ge-
stalten von Brot und Wein im Augenblick
der Heilstat, seines Opfertodes am Kreuz,
gegenwärtig zu setzen. Betrachten wir die-
ses erhabene Geheimnis noch einmal zu-
sammen. Jesus nahm das Brot, reichte es

seinen Jüngern und sprach: <Nehmet und
esset alle davon: Das ist mein Leib.. .> Und
dann nahm er den Kelch mit Wein in seine

Hände, dankte, reichte ihn seinen Jüngern
und sprach: <Nehmet und trinket alle dar-
aus: Das ist der Kelch des neuen und ewi-

gen Bundes, mein Blut, das für euch und
für alle vergossen wird zur Vergebung der
Sünden» Und er fügte hinzu: <Tut dies zu

meinem Gedächtnis» Sind diese wunder-
baren Worte nicht der Takt, nach dem

jedes Priesterleben schlägt? Wiederholen
wir sie jedes Mal, als sei es zum ersten
Mal! Sprechen wir sie so, dass sie nie-
mais zur Gewohnheit werden. Sie sind
der höchste Ausdruck der vollen Verwirk-
lichung unseres Priestertums. Christus
führt gerade das Opfer seiner selbst, das

der Preis unserer Erlösung ist, in das

ewige Heiligtum ein. Die Opfergabe, das

heisst das Opfer, ist vom Priester nicht zu
trennen. Jesus nennt die Apostel
<Freunde>. So will er auch uns nennen, die
wir dank des Weihesakraments an seinem
Priestertum teilhaben. Hören wir diese

Worte mit tiefer innerer Bewegung und
Demut. Sie enthalten die Wahrheit. Vor
allem die Wahrheit über die Freundschaft,
aber auch eine Wahrheit über uns selbst,
die wir am Priestertum Christi als Diener
der Eucharistie teilhaben. Hätte Jesus uns
seine Freundschaft noch deutlicher zum
Ausdruck bringen können als in der
Weise, dass er uns als Priester des neuen
Bundes erlaubt, an seiner Statt, »z persown
C/zràft Qzpz'to, zu handeln? Gerade das

geschieht in unserem ganzen priester-
liehen Dienst, wenn wir die Sakramente
spenden und besonders wenn wir die
Eucharistie feiern. Wir wiederholen die

Worte, die er über das Brot und den Wein
sprach, und kraft unseres Amtes vollzieht
sich diesselbe Wandlung, die er vollzog.
Gibt es einen vollendeteren Ausdruck von
Freundschaft als diesen? Er ist die Mitte
unseres priesterlichen Dienstes.» In aller
Bescheidenheit möchte ich feststellen,
dass sich meine im Artikel von Dr. Karl
Schuler zitierten Worte über das Wesen
des Priestertums von den hier wiedergege-
benen Ausführungen des Papstes dem In-
halt nach nicht wesentlich unterscheiden.

Die Überlieferung
Der Autor des Artikels behauptet un-

ter anderem, dass ich einen eigenen unde-
finierbaren Begriff von Tradition vertrete.
Dem muss ich entschieden widersprechen.
Mit dem Zweiten Vatikanischen Konzil
bekenne ich: «Die heilige Überlieferung
aber gibt das Wort Gottes, das von Chri-
stus, dem Herrn, und vom Heiligen Geist
den Aposteln anvertraut wurde, unver-
sehrt an deren Nachfolger weiter, damit
sie es unter der erleuchtenden Führung
des Geistes der Wahrheit in ihrer Verkün-
digung treu bewahren, erklären und aus-
breiten» (DV 9).

Kirche und Staat
Auch wenn in den Beziehungen zwi-

sehen Kirche und Staat in der Schweiz
manches nachzuholen und zu verbessern

ist, damit sie ganz den Vorstellungen des

Zweiten Vatikanischen Konzils entspre-
chen, habe ich immer wieder erklärt, dass

ich eine gute Zusammenarbeit mit den ge-
genwärtig vorhandenen landeskirchlichen
Einrichtungen öffentlichen Rechtes pfle-
gen möchte. Bereits im Juni 1990 äusserte
ich in einer Stellungnahme im Zusammen-
hang mit den Beschlüssen der Römisch-
katholischen Synode des Kantons Zürich:
«Es war sehr schade, dass die Zentralkom-
mission und die Zürcher Synode nicht das

Gespräch und den Dialog gesucht haben,
bevor solche Schritte unternommen wur-
den. Ich habe es bereits vor einigen Wo-
chen versucht. In einem Brief vom 8. Juni
1990 schrieb ich der Zentralkommission:
<Auf Ihre Anträge an die Synode, über
die Sie mich in Kenntnis gesetzt haben,
möchte ich hier nicht im einzelnen einge-
hen. Die derzeitige Lage lädt uns alle dazu

ein, uns in der nächsten Zeit erneut auf
den grundsätzlichen Sinn und Zweck der
Zürcher Synode und der Zentralkommis-
sion zu besinnen. Diese Organe müssen ja
naturnotwendig im Zusammenhang mit
dem Hirtenamt der katholischen Kirche
gesehen werden und auch so wirken. Diese
Beziehung gehört wesentlich zu deren
Identität im kirchlichen Leben. Ich hoffe
vertrauensvoll, dass wir nach dieser mo-
mentan sehr schwierigen Zeit die Situation
klären und entspannen können, um uns
gemeinsam unserer einzig entscheidenden
Aufgabe zu widmen, die sich auf das Wohl
aller Gläubigen bezieht» Am selben Tag
teilte ich Folgendes der Synode mit: <Ich

hoffe sehr, Sie werden mit der Zeit fest-
stellen, dass in allen Dekanaten des Kan-
tons das Vertrauen in Generalvikar Casetti
dank seines Einfühlungsvermögens und
seines ausgewogenen Wirkens wächst.
Auch gebe ich der Hoffnung Ausdruck,
dass die Römisch-katholische Synode des

Kantons Zürich durch die Wahrnehmung
ihrer spezifischen Aufgabe sich weiterhin
für das Wohl des kirchlichen Lebens ein-
setzen wird. In diesem Sinne würde ich
einen offenen Dialog und eine konstruk-
tive Zusammenarbeit wie vorher sehr be-

grüssen.»>
Vor einigen Tagen schrieb ich unter an-

derem an die Bündner Regierung. «Da ich

- wie ich verschiedentlich erklärt habe -
grossen Wert auf eine gute und fruchtbare
Zusammenarbeit zwischen dem Kanton
Graubünden und der katholischen Kirche
lege, möchte ich der Regierung gegenüber
in wesentlichen Zügen meine Position
bzw. Überzeugung betreffend die Bezie-

hungen zwischen Staat und Kirche dartun.
Diesbezüglich bin ich bestrebt, keine
andere Auffassung zu vertreten als eben

jene, welche das Zweite Vatikanische Kon-
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zil in seiner Konstitution über die Kirche
in der Welt von heute <Gaudium et spes>
vertritt. Im genannten Konzilsdokument
werden die Prinzipien für das rechte und
zeitgemässe Verhältnis zwischen der poli-
tischen Gemeinschaft und der Kirche dar-
gelegt. Die Aussagen des Konzils hiezu
sind sehr deutlich; unter anderem heisst es

da: <Die politische Gemeinschaft und die
Kirche sind auf je ihrem Gebiet voneinan-
der unabhängig und autonom. Beide aber
dienen, wenn auch in verschiedener Be-

gründung, der persönlichen und gesell-
schaftlichen Berufung der gleichen Men-
sehen. Diesen Dienst können beide zum
Wohl aller um so wirksamer leisten, je
mehr und besser sie rechtes Zusammen-
wirken miteinander pflegen; dabei sind je-
weils die Umstände von Ort und Zeit zu
berticksichtigen> (GS 76). Darüber hinaus
betont das Zweite Vatikanum, dass die
Kirche sich in ihrer Sendung <der dem

Evangelium eigenen Wege und Hilfsmittel
bedienen> muss und dass sie sogar auf Pri-

vilegien und Rechte gegenüber dem Staat
verzichtet, wenn andernfalls die Lauter-
keit ihres Zeugnisses in Frage gestellt
wäre oder veränderte Lebensverhältnisse
eine andere Regelung fordern würden. So-

mit ist für mich klar, dass - um die Präsenz
und das Wirken der Kirche zum Wohl der

ganzen Gesellschaft zu gewährleisten -
ein optimales Zusammenwirken von Staat
und Kirche angestrebt und gefördert wer-
den muss. In diesem Sinne habe ich nie
eine <Privatisierung> der Kirche bzw. an
eine <Privatkirche> gedacht oder davon
gesprochen oder gar solches verwirklichen
wollen. Im Gegenteil! Ich bin vielmehr der
Ansicht, dass eine partnerschaftliche, allen-
falls vertragliche Beziehung unmittelbar
zwischen dem Staat und der katholischen
Kirche als solcher das geeignete Zusam-
menwirken noch mehr fördern würde.
Wenn dadurch staatlicherseits der Diöze-
se und ihren kirchenrechtlichen Organen
adäquate zivile Rechtspersönlichkeit ge-
währt würde, wären die öffentliche Ge-

genwart und der selbstlose Dienst der Kir-
che in der bürgerlichen Gesellschaft noch

grösser als heute. Für eine konkrete Rege-
lung auf diesem Gebiet ist kirchlicherseits
freilich der Apostolische Stuhl zuständig.
Zudem habe ich auch nicht von einer ei-

gentlichen Trennung von Kirche und Staat

gesprochen oder eine solche gefordert.
Wenn man bedenkt, dass in verschiedenen
Bistumskantonen vorwiegend Beziehun-

gen zwischen dem Staat und der jeweili-
gen Landeskirche (staatskirchenrechtliche
Körperschaft öffentlichen Rechtes, die
ihrerseits in einer zivilen Verfassungsnorm
gründet) bestehen, mit der Kirche als sol-
cher jedoch gegenseitig vereinbarte Bezie-

hungsstrukturen fehlen, befinden wir uns
somit in einer Art Trennungssituation. Ge-
rade diesen Status würde ich gerne einmal
überwunden sehen. Solches könnte da-
durch eintreten, dass partnerschaftliche
Beziehungen zwischen dem Staat und der
Kirche als solcher aufgenommen und aus-
gestaltet würden, wie dies in vielen Län-
dem der Welt der Fall ist.»

Ernennungen
Bei der Auswahl von Mitarbeitern im

Ordinariat wie auch bei den Ernennungen
von Professoren für die Theologische
Hochschule Chur, für welche ich übrigens
den entsprechenden Vorschlag von deren
Hochschulkonferenz erhalte, und auch im
Falle der Ernennung von Domherren habe
ich nie als Kriterium einfach die Anhän-
gerschaft an mich gelten lassen. Das ist
kein kirchlich relevantes Kriterium. In
allen diesen Gremien besteht eine Vielfalt
von Ansichten und Meinungen. Worum
ich mich freilich stets bemühe, ist ein
Ernstnehmen des Grundsatzes, dass bei
allen Entscheidungen die Treue zu Jesus

Christus und zu seiner Kirche gewähr-
leistet sein soll.

Ökumene
Es war - wie man feststellen kann -

nicht meine Absicht, alle einzelnen Be-
hauptungen und Unterstellungen, die im
genannten Artikel vorkommen, ausführ-
lieh zu widerlegen. Einen letzten Punkt
möchte ich aber doch anschneiden. Dr.
Karl Schuler stellt auch meine ökumeni-
sehe Gesinnung in Frage. Diesbezüglich
möchte ich nur wiedergeben, was ich be-
reits am Anfang meines pastoralen Dien-
stes als Bischof von Chur in der reformier-
ten Zeitschrift «Notabene» schrieb: «Chri-
stus, welcher der eine und einzige Weg, die
eine und einzige Wahrheit, das eine und
einzige Leben ist, hat durch seine Aufer-
stehung den Tod überwunden. Im aufer-
standenen Herrn, der wahrhaft lebt und
Leben schenkt, gibt es keine Spaltung.
Christus hat die Wunden an seinem Leib
in seiner Auferstehung bereits geheilt. In
IHM ist Einheit und Heil. Christus ist
nicht gespalten; gespalten ist die Christen-
heit. Durch unsere gemeinsame Liebe zu
Christus werden wir, die Seinen Namen

tragen, den einen und einzigen Glauben
an Ihn erreichen können. Um die Fülle
des Lebens und der Liebe in Ihm zu ge-
Winnen, dürfen wir keinen Einsatz und
kein Opfer scheuen. Was wir heute zur Er-
langung dieses hohen Zieles der Öku-
mene tun können, dürfen wir nicht auf

morgen verschieben. Andernfalls würden
wir dem lebendigen Christus und unserem
lebendigen Christsein untreu.»

Mein Bedauern
Es ist höchst bedauerlich, dass Dr. Karl

Schuler aus meinen neun Jahren bischöf-
licher Tätigkeit, in denen ich vieles ge-
schrieben, verkündigt, gepredigt habe, eine

ganze Konstruktion aufbaut und sich da-
bei praktisch nur auf zwei Quellen stützt,
die aus einem ganz konkreten Zusammen-
hang stammen und entsprechend diesem
Kontext verstanden werden müssen. Ein
solches Vorgehen ist auch rein wissen-
schaftlich sehr unseriös. Mit seinem Arti-
kel hat der Autor dem Anliegen der Ein-
heit in unserem Bistum wirklich einen
schlechten Dienst geleistet. Es scheint,
dass er die Ausführungen des Konzils über
die Verbundenheit der Priester mit dem

eigenen Ortsbischof nicht vor Augen hat.
Das Konzil lehrt nämlich: «Die Priester
aber sollen die Fülle des Weihesakramen-
tes der Bischöfe vor Augen haben und in
ihnen die Autorität des obersten Hirten
Christus hochachten. Sie schulden ihrem
Bischof aufrichtige Liebe und Gehorsam.
Dieser priesterliche Gehorsam, der vom
Geist der Zusammenarbeit durchdrungen
sein muss, gründet in der Teilnahme am
Bischofsamt, die den Priestern durch das

Weihesakrament und die kanonische Sen-

dung übertragen wird» (PO 7). Der Arti-
kel von Dr. Karl Schuler stellt im Grunde
eine Aufforderung zur Spaltung bzw. eine

Rechtfertigung für eine solche Tat dar.
Dies wäre an sich Grund genug, um ent-
sprechende Massnahmen zu treffen. Das
möchte ich jedoch gegenwärtig unter-
lassen; vielmehr bitte ich den Autor in
pastoraler Liebe, zukünftig von solch

polemischen und schädlichen Äusserungen
Abstand zu nehmen und in priesterlicher
Verantwortung seine Fähigkeiten in den
Dienst der wahren Einheit zu stellen.

+ Wo//gflMg //nor
Bischof von Chur

Die Aufgaben des Fremd-
sprachigenseelsorgers

Der seelsorgerliche Auftrag des Fremd-
sprachigenseelsorgers, seine Rechte und
Pflichten sind im sogenannten «Direktori-
um» festgehalten. Im wesentlichen ist es

eine Konkretisierung des CIC und der
Instruktion zum Motuproprio «Pastoralis

migratorum cura» durch Weisungen und
Erklärungen der Schweizer Bischofskon-
ferenz; es gilt denn auch für alle Fremd-
sprachigenseelsorger. Dieses «Direktori-
um» ist als SKZ-Sonderdruck erhältlich
bei der SKAF, Neustadtstrasse 7, 6003

Luzern, Telefon 041-210 03 47, Fax 041-
210 58 46.
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Enter rfenz LezZwo/Y «25 Jfl/zre V/e/-

/zz/Z xäe/zrfex Se/wz/zar» feege/zz rfzzx SenzzYzar

5/. ßezzZ - RriexZe/'xenzznzj/' rfex Ez'xZzznzx -Sa-

xe/ - xez'n 25;Yz'/z/7gex EexZe/zen. EexZ//Y7z fee-

gangen wzrrf rfz'exex iafei/anm anz Aonz/nen-
rfe/z 9. AYzzz nz/Z e/nezn ez'n/ac/zen EexZ.

Das Seminar St. Beat, Priesterseminar
des Bistums Basel, sieht seine Aufgabe
darin, einen Raum zu schaffen, in dem sich
Männer und Frauen ausbilden und vor-
bereiten können, um später einen kirchli-
chen Beruf zu übernehmen in diesem Bis-
tum (oder in einem andern - sofern Leute
aus andern Bistümern im Seminar woh-
nen). Die Bildung im Hinblick auf einen
kirchlichen Beruf umfasst einen wissen-
schaftlich-intellektuellen, einen pastoral-
praktischen und einen persönlich-spiri-
tuellen Bereich.

Wissenschaftlich-theologische Bildung
Ich erwähne zuerst die Wissenschaft-

lich-theologische Bildung. Als Spiritual bin
ich natürlich nicht der Meinung, sie sei

das Wichtigste, sondern: die drei Bereiche,
vor allem wissenschaftliche Theologie und

spirituelle Persönlichkeitsbildung, sollten
einander gegenseitig ergänzen. Ich er-
wähne diesen Bereich jedoch zuerst, weil
er am meisten Raum einnimmt und am
meisten Macht hat.

Die wissenschaftlich-theologische Bil-
dung holen sich die Seminaristinnen und
Seminaristen an der Pfistergasse, nämlich
an der Theologischen Fakultät, am Kate-
chetischen Institut oder am Theologischen
Seminar Dritter Bildungsweg, die beide
der Fakultät angeschlossen sind.

Während das Katechetische Institut
und das Theologische Seminar Dritter Bil-
dungsweg ein festes Programm haben, an
dem die Studierenden teilnehmen /Müssen,
kennt das Studium an der Fakultät die tra-
ditionelle akademische Freiheit.

Allerdings stellt auch das akademische
Studium hohe Anforderungen. Neben dem
durch Vorlesungen vermittelten Stoff wird
viel Wert auf Selbststudium gelegt. So lässt
die neue Studienordnung den einzelnen
viel Freiheit in der Wahl der Schwer-

punkte. Doch müssen fast in allen Fächern
Examina gemacht werden. Jedes Examen
kann nur einmal wiederholt werden; wer
zweimal durchfällt - und sei es auch nur
im Bibelgriechisch - kann den akademi-
sehen Abschluss nicht mehr machen. Was

die Studierenden sich im Selbststudium
aneignen, wird ausgewiesen durch eine
beträchtliche Anzahl von Seminararbeiten
und eine umfangreiche und fundierte Li-
zentiatsarbeit.

Das Studium auf den verschiedenen
Bildungswegen ist den heutigen Gegeben-
heiten angepasst, geht es doch nicht bloss

darum, sich fürs Leben ein theologisches
Grundwissen anzueignen, sondern eben-
sosehr darum zu lernen, auftauchende
Fragen und Probleme theologisch zu
durchdenken. Das Studium ist heute noch
wesentlich weniger als früher eine einmal
abgeschlossene Ausbildung, sondern der
intensive Beginn einer/omzzjZz'o« conZz/zzze.

Für das Leben im Seminar bringt die-
ser Studienbetrieb allerdings beträchtliche
Schwierigkeiten: Es gibt unter den 30 Leu-
ten höchstens jeweilen zwei oder drei, die
den gleichen Stundenplan haben. Das be-
deutet, dass eine Veranstaltung im Semi-

nar, an der fünf Leute teilnehmen sollen,
Abends stattfinden muss, wenn sie schon
recht müde sind.

Persönlich-spirituelle Bildung
Damit zum zweiten Bereich, zur

persönlich-spirituellen Bildung. Das Ziel-
papier des Seminars sagt: «Ei z'xZAzz/gzzfee

rfer einzelnen SYz/rfte/'enrfen, zu rfz'exe/zz Rzz/z-

nzen (d.h. der Seminarordnung) z'/zre per-
xön/zc/ze ,Spz>zYzzzz/zYäZ zzz xzze/zen zz/zrf zzzz/-

zzzfezzzze/z» (S. 3). Das war schon immer so.

Schon immer konnten das Seminar und
die Verantwortlichen, besonders auch der

Spiritual, nur Anregung, Hilfe, Herausfor-
derung, Anleitung geben. Die Arbeit an
sich selbst ist dem einzelnen aufgegeben.

«M/Y Spz'riZzzzz/zYrfZ nze/nen w/r», so for-
muliert das Zielpapier, «dass rfzrx Ez'c/zZ des

Wortes Go/tes zz/zrf dte ÄY'zz/Z des göZZ/zc/zen

Geistes das Lefee/z des Mensc/ze/z nze/zr zznd

nze/zr feesii/n/zzen zznd rfz/referf/'z/zge/z so//; so
wird a//es, was er iefe/ zznd ZzzZ, feezYragen zzz

denz, was rfexzzx a/s das naizegeko/zz/zzene
Reic/z Godes an/eizndigte» (S. 2),

Im Sinn der heute vorherrschenden
Betonung des Individuums - mit all den
Vor- und Nachteilen dieses Zeittrends -
suchen die Studierenden ihre eigenen spi-
rituellen Inhalte und Formen, nehmen an
Veranstaltungen und Gruppen teil, die ih-
nen entsprechen, suchen sich ihre person-
liehen Begleiter oder Begleiterinnen. Da
ist es immer wieder erstaunlich zu sehen.

wie zielstrebig einzelne neben dem Stu-
dium ihre Spiritualität entfalten und per-
sönlich reifen. Es gibt natürlich auch die
andern, bei denen ein solches Bemühen
wenig feststellbar ist. (Auch das war
früher schon so.)

Das Seminar bietet Anregung, Anlei-
tung, Herausforderung zum menschlichen
und spirituellen Wachsen zunächst durch
das Zusammenleben im Alltag. So heisst

es wiederum im Zielpapier: «Dz'e Seminar-
ge/nezYzicfea/f xzzc/zZ <K/'rc/ze ttzz E7ez7ze/z> zzz

verwzVA/z'c/ze/z. Die Einzelnen xoi/en rfafeei

z'/zren perxön/ic/zen .Beitrag /eixZen, xowo/z/
in z/en Se/nzYzaz-gnzppen a/x azze/z in rfer

ganzen Genzez'nxc/za/Z. fem Seminar /efeen

Menxc/zezz ztzxa/nmen, rfie zTzren /e eigenen
Weg gegange/z xi/zrf. Sie xZe/zen Z/zeo/ogixc/z
zznrf xpir/Zzze/i an xe/zr zznZerxc/zierf/ic/zen Or-
Ze/z. Dax Zzzxa/n/nen/efeen zz/zrf rfux Zzzxa/n-
nzenarfeezYen z/z rfe/z F/azzxdz'e/zxZen /örrferf
zfz'e Teanz/ä/zzgAezY; rfax Engage/nent, a/n
Ganzen nzttzzzZ/'agen, ez'ne Zo/erunZe zznrf

e/zr/z'c/ze //a/ttzzzg zz/zrf rfz'e EerezYxc/za/Z, Eon-
//z'AZe AonxZrzzfcZzV anzzzge/zen» (S. 2).

Im Katechetischen Institut und im Drit-
ten Bildungsweg ist spirituelle Bildung im
Unterrichtsplan eingebaut. Die Studieren-
den des Ersten Bildungsweges werden
verwiesen auf das, was das Seminar (und
für die «Stadtstudierenden» die Mentorin)
anbieten.

Das Seminar kennt folgende «spiritu-
eilen Gefässe»: Zwei Besinnungstage in
der Einführungswoche zu Beginn zum
Studienjahr, gemeinsame Gottesdienste,
die zum Teil in der Gruppe gestaltet wer-
den, gelegentliche Impulse zum geistlichen
Weg, Mithilfe in Pfarreigottesdiensten,
eine anderthalbtägige Intensivtagung im
Wintersemester, spezielle Einführungs-
runden für jene, die neu im Seminar sind,
sowie für die Priesterkandidaten. Zudem
werden die einzelnen aufgefordert, sich
selbst am Anfang des Studienjahres einen
Schwerpunkt zu setzen, an dem sie arbei-
ten möchten. Darüber geben sie sich selbst

am Ende des Jahres Rechenschaft und be-

sprechen dies in einem Standortgespräch
mit ihrem Begleiter.

Für den Eintritt in die Berufsein-
führung verlangt die Diözese den Nach-
weis, dass die einzelnen während des Stu-
diums zweimal eine Besinnungswoche be-
sucht haben. Diese Wochen werden von
der Diözese grosszügig subventioniert.

Das Seminar bietet also verschiedene
Hilfen an für den geistlichen Weg. Und
natürlich - das soll eigens erwähnt sein -
bieten auch die Lehrveranstaltungen an
der Fakultät sowie persönliche Gespräche
mit Professoren und Dozierenden, Ge-
sprächsrunden unter Studierenden usw.
vielfache spirituelle Anregungen.
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Die Schwierigkeit liegt allerdings darin,
class aufgrund der hohen Anforderungen
des Studiums, der Vielfalt der Studienpläne
sowie der individuellen Bedürfnisse des

privaten Lebens (Stichworte «Beziehungs-
arbeit», «kulturelle Bildung», Sport usw.)
kaum «Nischen» bleiben, um systematise/;
an Themen der Spiritualität oder der Per-

sönlichkeitsbildung zu arbeiten.

Pastoral-praktische Bildung
Sie denken vielleicht: Die Studierenden

haben ja so lange Semesterferien. Da ha-
ben sie doch Zeit für sich selbst. Sicher:
Der Studienbetrieb an der Theologischen
Fakultät läuft nur während ungefähr
sieben Monaten im Jahr (am Kateche-
tischen Institut und im Seminar DBW
etwas länger). Doch in der vorlesungs-
freien Zeit wird Literatur aufgearbeitet,
werden schriftliche Arbeiten geschrieben.
Bildungsreisen und pastorale Praktika ge-
macht. Mit diesem letzten Stichwort
komme ich zum dritten Bereich, der dem
Seminar zugewiesen ist, der pastoral-prak-
tischen Bildung.

Während wiederum am Katechetischen
Institut und im Dritten Bildungsweg die-

ser Teil im Programm seinen festen Platz
hat, geschieht er im Ersten Bildungsweg
«nebenher», und zwar einerseits durch die
Veranstaltungen des Lehrstuhls für Pasto-

raltheologie an der Fakultät; diese umfas-
sen neben den einschlägigen Vorlesungen
und Seminaren katechetische und homile-
tische Übungen. Zweitens verlangt die Fa-

kultät zur Erlangung des Lizentiats zwei
sechswöchige Praktika, die frei gewählt
werden können und in den Semesterferien
absolviert werden müssen.

Die Diözese verlangt für den Eintritt
in die Berufseinführung rfre; absolvierte
Praktika, nämlich ein katechetisches, ein

Pfarreipraktikum und ein frei gewähltes.
Das Seminar bietet daneben einerseits
kirchenmusikalische Bildung sowie die

Möglichkeit, Eucharistiefeiern und andere

gottesdienstliche Formen, besonders auch
das Stundengebet, zu gestalten, in der Se-

minargemeinschaft zu predigen und ein-
mal im Jahr in der Wohngruppe ein
Pfarreiwochenende durchzuführen. Ferner
verlangt die Diözese für die Erteilung des

Lektorats den Besuch eines Sprechkurses.
Einiges an pastoralpraktischer Bildung

geschieht auch auf persönlicher Basis:

Viele Studierende haben schon über lange
Zeit ehrenamtlich in Pfarreien mitgear-
beitet, in Jugendgruppen, Bibelrunden,
als Lektorinnen oder im Pfarreirat. Viele
führen diese Tätigkeit auch während des

Studiums weiter.
Die pastorale Praxis vor und während

des Studiums ist einerseits wichtig, damit

die Theologie nicht «abhebt» und ihren
«Sitz im Leben» behält. Anderseits ist sie

heute um so wichtiger, als die zukünftigen
Seelsorgerinnen und Seelsorger nach dem
Studienabschluss im Rahmen der Berufs-
einführung unmittelbar in einer Pfarrei
eingesetzt werden. Den Übergang eines

Pfarreipraktikums, wie es der frühere Pa-

storalkurs kannte, gibt es nicht mehr.

Offene Gesellschaft - offenes Seminar
Heute lebt die Kirche in einer offenen

Gesellschaft, die einem rasanten Wandel

ausgesetzt ist. Für den Dienst in der Kir-
che von heute und morgen wollen die
Leute sich ausbilden, die zurzeit Theologie
studieren. Zugleich leben sich auch jetzt,
während des Studiums als Individuen in
dieser sich dynamisch wandelnden kirch-
liehen und gesellschaftlichen Wirklichkeit.
Um dieser Situation Rechnung zu tragen,
hat Bischof Anton Hänggi vor 25 Jahren
ein offenes Seminar konzipiert.

Das Seminar hat sich in diesem Viertel-
jahrhundert verändert, und es wird sich

weiter verändern, verändern müssen. Zur-

zeit ist ein Konzept der Sfwdtenheg/eifitwg
in Arbeit, das Richtlinien für die per-
sönlich-spirituelle und pastoral-praktische
Bildung für alle Studierenden (nicht nur
die im Seminar wohnenden) umschreibt.
Es soll demnächst verabschiedet werden.

Von Jahr zu Jahr suchen Seminarlei-

tung und Studierende zusammen Wege,
wie sie den hohen Ansprüchen, die an das

Seminar gerichtet werden, einigermassen
gerecht werden können. Die Schwierig-
keiten sind beträchtlich, Mängel sind
leicht feststellbar.

Wir - Seminarteam, Seminaristinnen
und Seminaristen - danken allen herzlich,
die mit uns Visionen entwickeln, wie wir
unserer gemeinsamen Aufgabe nachkom-
men können, nämlich Menschen zu hei-
fen, ihre Berufung zu entfalten, indem sie

sich wissenschaftlich-theologisch, person-
lich-geistlich und pastoral-praktisch bilden,
um bereit zu sein, einen Dienst in der Kir-
che für das Reich Gottes zu übernehmen.

Rudo//A/i>wser
ßiido//34/i>kser /.vi Regens des Seminars 5;. ßeai

- PnesterserazVw des ßzstwras itase/

Hinweise

Eine Schriftenreihe für den Schriftenstand

Zur religiösen Szene gehören seit rund
einem Vierteljahrhundert auch neue reli-
giöse Bewegungen und Gruppierungen;
um über diese neue Welt knapp und doch

zuverlässig zu informieren, gibt Joachim
Müller im Freiburger Kanisius Verlag die
Schriftenreihe «Informationen zur neuen
religiösen Szene» heraus. Die jeweils
32 Seiten umfassenden gehefteten Bro-
schüren kosten einheitlich Fr. 5.- und eig-
nen sich deshalb vorzüglich für den Schrif-
tenstand.

Die neueste Broschüre befasst sich mit
ausserbiblischen Evangelien, die in den
letzten 150 Jahren aufgetaucht sind («Neu-
apokryphen») und kurz auch mit neuen
Jesus-Blichern, die einen wissenschaftli-
chen Anspruch erheben und Enthüllungen
versprechen, aber von häufig kirchenkriti-
sehen Vorurteilen ausgehen.'

Der Verfasser dieser Broschüre ist Re-

ligionswissenschaftler und zugleich christ-
licher Theologe, reformierter Gemeinde-
pfarrer im Schaffhausischen. Darum infor-
miert er in dieser Broschüre nicht nur,
sondern skizziert auch den christlichen
Massstab zur Beurteilung: die biblische
Botschaft. Denn «gerade weil die neuen
Evangelien und Offenbarungen den An-

sprach erheben, christlich zu sein bzw. das

wahre Christentum erst zur Entfaltung zu
bringen, müssen sie sich am Alten und
Neuen Testament messen lassen».

Ro//Weihe/
' Joachim Finger, Der wirkliche Jesus?

«Neue» Evangelien und Enthüllungen kritisch
befragt. Informationen zur religiösen Szene 7,

Kanisius Verlag. Freiburg Schweiz 1997, 32 S.

Seelsorgekurs
Ein CPT-Kurs, speziell auf die Seel-

sorge in der Gemeinde ausgerichtet, wird
im Spätherbst 1997 in Zürich (20. Oktober
bis 28. November 1997) durchgeführt. Das
Praxisfeld ist diesmal nicht ein Spital, son-
dern die alltägliche Pfarrei- und Gemein-
dearbeit. Es besteht unter anderem die

Möglichkeit, an einem Projekt «Arbeit
mit Freiwilligen» mitzuwirken. Leitung:
Pfr. Klaus Völlmin, CPT-Supervisor, und
Nikiaus J. Zemp, Theologe und Psycho-
loge, CPT-Supervisor in Ausbildung. Ein-
führungstag: 9. Juni 1997 in Zürich-Alt-
Stetten. Anmeldungen sind bis zum 9. Juni
1997 noch möglich: Telefon 01-381 74 56

oder 056 - 223 37 04. Mifge/ei/f



SKZ 18/1997

AMTLICHER TEIL
29^H|R

Alle Bistümer

Amtlicher Teil Sc/zvm'zer ./Tz/c/zem'c/zÄ/ze

M/7 z/ezz F/e/'zze/z ßz'/f/enz özz/ der
Frowf.se/7e so// zzz'c/zf w//r /erfe AzzsgYzfte

//wserer Ze/7sc///7ff e/'/ze/z e/'ge//ew v/'sz/e/-

/ew AF-e/zf e/'/zn/zezz, so/zderw zzzg/ez'c/z

/'//zer Amc/zazi/zc/zes der Kz'zr/ze zzz der
Sc/zwe/z zn/orwz/erf werdezi. Die /zzz/-

/ezzde ßz'/z/ez/o/ge «Sc/zwe/zer K/'zr/zezz-

se/z/zfze» ivz// /zzzzzpTräc/z/z'c/z zz/z dz/s Arzz/-

fzzre//e Frfte zzwserer K/7'c/ze, zz/zer zzzzc/z

zzzz zez7gewösszsc/ze «Kt/nV f/zr Kz'zr/ze»

erzzzzzezvz. ßego/z/ze/z /zwffew wir rzzzf e/ew

/zezzf/gez? Fz'sfzzzzzs^/rc/zew; z/zzrazz/ /o/g-
Ze/z dz'e Ferrz7orz7z/zz/)fezezz zzzzd d/e
sc/zwez'zerzsc/zezz /Iftfezew der 76(72 ge-
grzzwe/efew Sc/zwez'zerisc/zezz Fewedz/c-

Zz'/ze/'-Ko/zg/'egzztz'o/z, dz'e Wesfsc/zwez'zer
Sezzee/zTcf/zzern/rfez vow Fo/'r-Vzz//7/'.s' zzz

Fe ßozzveref, dz'e zzz dew Födez-zz/z'ozzew

z/er TVowztewF/ösfer zzwd der Sc/zvve-

sferwF/ösfer verFzzzzz/ezzezz ßewedz'Ffz'nz-

sc/zezz FrzzzzewF/ösfer zzz der Sc/zwez'z so-
ivz'e z/zzs TC/osfer F/ez'/z'g ATz ezz^ der O/z've-

fzzzzez'-ßewedz'Ffz'zzez'z'zzzzezz vow C/zzzzzz,

z/zzs z/ewz Fr/ornf z/er Mz'ssz'ows-ßewedz'F-

fz'zzezz'zzzzew vozz Fz/Zz/Tzg zzzzge/zörezzde

Mz'ssz'ows/7zzzzs zw Fffz'svvz'/ (Ltzzerw) zzwd

z/z'e A/ztez Szz/ztzz Mzzrz'zz dz C/zz/'o (F7).
M/7 z/er /zezzfz'gew /Izzsgzz/ze Fesc/z/zessezz

H'/r z/z'e ßez'/ze «ßezzez/z'Äfz'zzz'sc/ze Sc/zwez'z

/zezzfe» zwz7 dezw ßezzedz'Ffz'wez'z'wwewF/o-

sfer5zïwfzz T/z'/degzzz'dz's zzz Oz-se/z'zzzz (FT).
Geg/'z'/zzz/ef ivzzz'de dzzs 7<7osfer 7957 vow
Mzzffer ////e/egzzrz'dz's /V/z'c/zzze/z's (7900 Fz's

79S2) zz/s Sfzzdz'ew/zzzzzs zzwfer dezw TV«-

zzzezz «Fzzwdzzzz'owe O/'szz Mz'wore». F7z7-

degzzrdz's Mz'c/zzze/z's wzzr A7'zwsf/erz'w zzzzd

7<7>wverfz7/'w zz/z/7 /zzzffe zzzvor sc/zozz e/'w

7<7osfer zw 7/o//zzwd zzzzd spdfer woc/z zzz

Fz'zzzz/vrez'e/z gegrz'zwdef. 7992 vvzzrde dzzs

Mzzd/ezz/zzzzzs vozz Orse/z'zzzz zzwfer dezzz

TVzzzzzz'zz «Mo/zzz.sz'e/'o 5zzzzfzz F/z'/z/egzzz'-

dz's» e/w zzzzfowozzzes Töosfer «szzz z'tzrz's».

Dz'e 5c7zwesferwgezwez'zzsc/zzz/f z'sf Tczzwsf-

zzzzz/ /zzzwz/iver/c/z'c/z gepragt, zzzzd z'/z/'e

Mz7g/z'eder zzr/zez'fezz z/z/7 versc/zz'edewezz

Fec/zw/Fezz; WeFerez, Mzz/ez'ez, Keramz'F,
Zlz/zzzrre//, Moszzz'F, ßzzfz'F. Dzzs Zz'zcTzfezz

vow 5ez'dewz-zzzzpezz zzzzz/ Verzzr/zez'fezz z/er

Se/'de /z'zr dz'e ßzzfz'Fzzr/zez'few z'sf ez'zze 7>e-

sozzz/ere Frzzz/z'/z'ozz der Gezzzez'zzsc/zfl/f. Zw

Orse/z'zzzz sz'zzd zzz der Gezzzez'zzsc/zzz/f ezzf-

sfzzzzz/ezze/4z7zez7ezz zw ez'zzer Zlzzssfe//zzzzg

czz se/zezz. Dz'e ßz'/dez', z/z'e ivz'r verö/fewf/z-
c/zezz wez'dezz, rez'gew zzzzssc/z/z'ess/z'c/z so/-
c/ze zlr/zez'few. Dz'e Fofos zzwd dz'e 7zz/or-
zzzzzfz'ozzezz z'z/zer dz'e Gezzzez'zzsc/zzz/f /zzzf

zzws 5r. 5z'zzzozze F/eez'ezz OSß zzzr Ver/z'z-

gzzzzg gesfe//f; wz'r dzzzz/cew z'/zr dzz/z'zr

/rezzwd/z'c/z.

ßedzzFfz'ozz

Erzbischof Dr. Karl-Josef Rauber
verlässt die Schweiz
Der Apostolische Nuntius. Erzbischof

Dr. Karl-Josef Rauber, wird zum grossen
Bedauern der Schweizer Bischot'skonfe-
renz (SBK) und sicher vieler Katholiken
und Katholikinnen nach einem kurzen se-

gensreichen Wirken die Schweiz verlassen.
Schon bei seiner ersten schwierigen

Aufgabe in unserem Land anlässlich seiner

Apostolischen Visitation im Jahre 1992

hatte der jetzt scheidende Apostolische
Nuntius mit grosser Umsicht und beein-
druckender Verfügbarkeit die zahlreichen
Stellungnahmen gesichtet, die vielen hun-
dert Gespräche und Begegnungen mit Ge-
duld geführt und ohne Parteinahme zu-
handen des Vatikans zusammengefasst.

Bei seiner Ernennung vor vier Jahren

zum Apostolischen Nuntius in der
Schweiz herrschte deshalb grosse Freude
und Genugtuung. Die Katholiken in der
Schweiz erkannten in dieser Ernennung
eine Geste der besonderen Sorge von
Papst Johannes Paul II. für die Kirche in
unserem Land.

Es war denn auch das erste Mal, an-
lässlich der Bischofsweihen (Mai 1993)
der zwei Weihbischöfe von Chur, dass ein

Apostolischer Nuntius in der Schweiz mit
spontanem Applaus bedacht wurde.

Erzbischof Rauber hat sich in den vier
Jahren seines Wirkens in unserem Land
nicht geschont. Wohin er auch gerufen
wurde - in Pfarreien, an kirchliche Veran-
staltungen, in Klostergemeinschaften und
zu den Vereinigungen der Ordensoberen,
den Versammlungen der Bischofskonfe-
renz und bei seinen Kontakten mit Staat-
liehen Behörden - überall hatte er eine

ungewöhnliche und überzeugende Art
und Weise, die Anliegen der Kirche und
des Papstes zu vermitteln. So konnte er
viele Widerstände gegen das Papsttum ab-
bauen und Verständnis für die Anliegen
der Weltkirche wecken.

Immer spürte man, dass da ein gläubi-
ger und priesterlicher Mensch am Werk
war, und nicht nur ein ausgewiesener Di-
plomat und kirchlicher Würdenträger. Die
Verkündigung des Reiches Gottes er-
schien als der entscheidende Beweggrund
für seinen rastlosen, sich selbst nicht scho-
nenden Einsatz.

Die Güte und die Bescheidenheit von
Erzbischof Rauber vermochten in heikel-

sten Situationen auch jene umzustimmen,
die aufgebracht, enttäuscht, ungeduldig
und unzufrieden über den Gang der
Dinge waren. Er konnte sie dazu bewe-

gen, andere Standpunkte anzuerkennen
und darauf zu vertrauen, dass es immer
Lösungen für schwierige Probleme unter
Menschen, unter Gläubigen und in der
Kirche gibt.

Nach dem Weggang von Erzbischof
Dr. Karl-Josef Rauber wird dieser über-
zeugende Verkünder und Anwalt der
Hoffnung vielen fehlen. Die SBK bittet
in Verbundenheit mit Erzbischof Rauber
und im Sinne seines Wirkens, diesen Ab-
schied, auch wenn er schmerzhaft ist, nicht
zum Anlass für neue Unzufriedenheit und
Spannungen zu nehmen. Dies um so mehr,
als die anspruchsvolle Aufgabe in Ungarn
es verständlich macht, dass der Papst die

dortige Nuntiatur Erzbischof Rauber an-
vertraut.

Die SBK spricht Erzbischof Dr. Karl-
Josef Rauber ihren tiefen Dank für sein
allzu kurzes Wirken in der Schweiz aus. Sie

wird sein beeindruckendes Zeugnis und
seine Brüderlichkeit nicht vergessen und
dankt Papst Johannes Paul II., dass er der

Schweiz einen so herausragenden Aposto-
lischen Nuntius, wenn auch nur für kurze
Zeit, gegeben hat.

Dz'e Sc/zwez'zer ßwc/zo/sFon/ere/zz
Freiburg, 25. April 1997

Bistum Basel

Institutio und Priesterweihe
Am Sonntag, 25. Mai 1997 um 15.00

Uhr findet in der Pfarrkirche St. Michael
Zug die Institutio und Priesterweihe statt.

Bischof Dr. Kurt Koch erteilt die Insti-
tutio an:

A/F/sser-See/zger Ffz/go, von Rain, in
Oberägeri,

Gzz(7z'enZ-7F/z/7z'gez' A/zzrtzTz, von Timmis
und Dietwil, in Kriens (St. Gallus).

F/zzgezzzzzzzzz F/e/ezz, von Basel, in Bern
(Bruder Klaus),

TFecF/Tzg Dez/e/ von D-Bochum, in Bern
(St. Marien),

F/ezzg.sZ/e;' K/zzzzs, von D-Deisslingen, in
Schötz,
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Mocwèragger-Ac/t/zammer PM/ppe, von
Bern, in Zug (St. Michael),

MwW-Seg/îezz/ /ose/»', von Bern, in
Horw,

Mw/)/-5eg/iezzi t/xc/»', von FL-Schaan,
in Horw,

Mco/fl Pe/er, von D-Düsseldorf, in Vill-
mergen,

Prohsf Mertgo« Antonia, von Holder-
bank (SO), in Luzern (St. Karl).

Pe_y Erf/r/t, von Geltwil (AG), in Em-
menbrücke (Bruder Klaus),

Sc/t»epp S«s«hh, von Wädenswil, in
Emmen (St. Mauritius),

Vi/figer 77te>mas, von Ballwil, in Dag-
mersellen,

Werder-VF»//;/»««» //e/nz, von Schinz-
nach-Bad, in Büren a.Aare.

In der gleichen Feier spendet der Bi-
schof die Priesterweihe an folgende Dia-
kone:

£7se«er Grs, von Menzingen, in Neu-
hausen,

Pss/g Ste/nn, von Wil (AG), in Berikon,
Kemm/er Sfe/o«, von Eschenbach (SG),

in Pratteln.
Seminar St. Beat Luzern
Priesterseminar des Bistums Basel
Dr. Wri/fer ßiz/z/m«»«, Regens

Stellenausschreibung
Die vakante Pfarrstelle von Ger/a//n-

gen (SO) wird für einen Gemeindeleiter/
eine Gemeindeleiterin zur Wiederbeset-

zung ausgeschrieben. Interessenten melden
sich bitte bis zum 20. Mai 1997 beim diöze-
sanen Personalamt, Baselstrasse 58, 4501

Solothurn.

Bistum Chur

Pfarrhelfer in Muotathal (1955-1970), als

Pfarrer in Lauerz (1970-1978). Als Resi-

gnat lebte er seit 1978 in Küssnacht (SZ).
Er starb am 17. April 1997 in Küssnacht
a. R. und wurde am 21. April 1997 dort be-

stattet.

Bistum Sitten

Ernennung
Der Bischof von Sitten, Mgr. Norbert

Brunner, hat folgende Ernennung vorge-
nommen:

/ose/ Sc/tm/ri, Pfarrer von Oberwald/
Obergestein/Ulrichen, wird Pfarrer von
Grengiols. Er wird die Pfarrei im Laufe
der kommenden Sommermonate 1997

übernehmen.
A/»/re«s Ar»o/ri, Pfarrer von Gren-

giols, der in diesem Jahr seinen 80. Ge-
burtstag feiern kann, wird Ende Schul-

jähr in seinen wohlverdienten Ruhestand
treten.

Neue Bücher
Barmherzigkeit

Ernennungen
Diözesanbischof Wolfgang Haas er-

nannte:
Pete;- Pzzc/z/zzfl/zw, bisher Pfarr-Rektor

in Greifensee, zum Pfarrer von Kerns;
Sr. Andre» Kz'inz/e zur Pastoralassi-

stentin in Riiti-Tann (ZH);
P/70WZAS P/»//e zum Pastoralassistenten

in Emmetten (NW).

Im Herrn verschieden
/ctse/Romer, P/izrr-Pe,v/g/zrzZ,
Kz'Lszzflc/?? ». P.

Der Verstorbene wurde am 18. März
1912 in Rorschach geboren und am 7. Juli
1946 in Chur zum Priester geweiht. Er war
tätig als Vikar in Thalwil (1946-1955), als

Monte Cassino versteht darunter mehr als nur
Bibellesung - es ist betendes Lesen der Heili-
gen Schrift. Diese einst im Mönchtum allge-
mein geübte Meditation wurde im Spätmittel-
alter vergessen und in der Zeit der Tridentini-
sehen Reform fast allgemein durch die ignatia-
nische Betrachtung ersetzt. Heute hat. angeregt
durch das Vaticanum II, die Heilige Schrift für
das Glaubensleben wieder an Bedeutung ge-
wonnen. Die umfassenden, ganz für die Praxis

konzipierten Ausführungen des Benediktiners
Edgar Friedmann verdienen Aufmerksamkeit
nicht nur bei Mönchen, sondern bei allen Chri-
sten, die eine vertiefende, nicht intellektuelle
Gebetspraxis suchen. Leo £ff/;n

Autoren und Autorinnen dieser Nummer

Rudolf Albisser, Adligenswilerstrasse 15, 6006

Luzern

Dr. P. Leo Ettlin OSB, Kollegium, 6060 Samen
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Schweizerische Kirchenzeitung

Anselm Grün. Gut mit sich selber umgehen.
Matthias-Grünewald-Verlag. Mainz 1995.100 S.

Der als Erwachsenenbildner bekannt ge-
wordene Benediktiner von Münsterschwarzach
hatte mit seinem Bändchen «Verwandlung»
grossen Erfolg geerntet (3 Auflagen in einem
Jahr). Darin setzt er einem gewaltsamen «sich

verändern wollen» und einem verbissenen «an
sich selbst arbeiten» die Bereitschaft entgegen,
sich von Gott verwandeln zu lassen. Der neue
Band «Gut mit sich selbst umgehen» liegt the-
matisch im selben Bereich. Nicht aggressive
Askese mit Rigorismus und Härte gegen sich
selbst und andere, nicht selbstquälerische Ab-
tötung und Verdrängung, sondern Barmherzig-
keit entspricht Gottes Willen und der Lehre des

Evangeliums. «Barmherzigkeit will ich, nicht
Opfer.» Anselm Grün geht auf dieses wichtige
Thema umfassend ein und verbindet biblische
Erkenntnisse mit der Lehre der Mönchsväter.
Dazu kommt bei ihm auch viel tiefenpsycholo-
gisch therapeutische Erfahrung. Ein hilfreiches
Buch, strahlend von Aufmunterung und Opti-
mismus. Leo £«/m

«Lectio Divina»
Edgar Friedmann OSB, Die Bibel beten.

Lectio Divina heute, Münsterschwarzacher
Kleinschriften 88, Vier-Türme-Verlag, Münster-
schwarzach 1995,104 Seiten.

«Die Bibel beten» nimmt eine alte Übung
auf, die in der Regel Benedikts mit «Lectio Di-
vina» umschrieben wird. Der Mönchsvater von
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Lehr- und Forschungsinstitut

für Schicksalspsychologie und

Allgemeine Tiefenpsychologie

Angewandte
psychologische Beratung

psychologisches Grundwissen
Schwerpunkt Tiefenpsychologie
Gesprächsführung
verbale/nonverbale Kommunikation
Fallbeispiele und Supervision in Gruppen

Berufsbegleitende Weiterbildung
4 Semester
Kursbeginn: 18. Oktober 1997

Auskunft und Ausbildungsprogramm:
Szondi-Institut, Krähbühlstrasse 30,
8044 Zürich
Telefon 01-252 46 55, oder Fax 01 - 252 91 88

Kath. Kirchgemeinde St. Gallus,
Zürich-Schwamendingen
Wir suchen auf den Schulanfang im August 1997 einen oder
eine erfahrene/n

Pastoralassistenten/-in
Wir sind eine grosse, aber überschaubare Stadtpfarrei an der
Peripherie von Zürich, die über erstaunliche Wohn- und
Lebensqualität verfügt.
Einer engagierten Persönlichkeit bieten sich vielseitige Mög-
lichkeiten der Mitarbeit in allen Seelsorgeaufgaben.
Auskunft erteilen Pfarrer Ferdinand Schirmer oder Kirchge-
meindepräsident Wolfgang Gamma, Pfarramt St. Gallus,
Dübendorfstrasse 60, 8051 Zürich, Telefon 01-322 30 86.

Bewerbungen sind mit entsprechenden Unterlagen unter
gleicher Adresse einzureichen. Wir freuen uns darauf!

Pfarramt St. Christophorus
4057 Basel
Kleinhüningeranlage 27

Zur Ergänzung unseres Seel-
sorgeteams suchen wir auf den
1. Januar 1998 eine/n

Laientheologin/-en oder
Pastoralassistentin/-en

zu 50 %

Bei Interesse besteht auch die Möglichkeit für ein
weiteres Teilpensum in der städtischen Katechese
oder der Seelsorge des Kantons Basel-Stadt.

Aufgabenbereiche:
- Mitarbeit im Seelsorgeteam
- Übernahme von Verantwortung
- Mitgestaltung von Gottesdiensten und

Durchführung von Wortgottesdiensten
- Zusammenarbeit mit verschiedenen

Organisationen
- pfarreiliche Katechese

Wir erwarten:
- abgeschlossenes Studium
- eine starke teamfähige Persönlichkeit
- Berufserfahrung
- Flexibilität und Belastbarkeit

Der Lohn richtet sich nach den Ansätzen der Rö-
misch-katholischen Kirche Basel-Stadt.
Weitere Auskünfte erteilt Ihnen gerne Pfarrer Hans
Rüegg, Kleinhüningeranlage 27, 4057 Basel, Telefon
061-631 05 20.

Bewerbungen sind bis 15. Juni 1997 zu richten an:
Othmar Sohn, Pfarreiratspräsident, Weilerweg 3,
4057 Basel

Opferschalen Kelche Tabernakel usw. Kunstemail
Planen Sie einen Um- oder Neubau Ihrer Kapelle? Wir beraten Sie

gerne und können auf Ihre Wünsche eingehen.

GEBR. JAKOB + ANTON HUBER
KIRCHENGOLDSCHMIEDE
6030 EBIKON (LU)
Kaspar-Kopp-Strasse 81 041-420 44 00

Kath. Kirchgemeinde St. Martin, Zufikon, sucht

«Himmel»
für Flurprozessionen

In vielen Gemeinden sind öffentliche Prozessio-
nen nicht mehr oder nur schwierig durchzu-
führen. Vielleicht wird irgendwo ein «Himmel»
nicht mehr benötigt? Wir hätten einen gebühren-
den Platz für ihn.

Bitte kontaktieren Sie:
Matthias Schüepp, Oberdorfstrasse 6
5621 Zufikon, Telefon 056-631 71 75

Tessin
Mascengo/Prato Leventina
1039 m ü. M.

Die Stiftung A. Vanoni,
Lugano, vermietet:

Haus mit 54 Betten,
mit jeglichem Komfort aus-
gestattet, auch für Behinderte
ausgerüstet (Badezimmer-Lift).
Ab 10 Tagen während des
ganzen Jahres, für Gruppen von
mindestens 20 Personen.

Telefonische Auskunft erteilt:
Tel. 091-942 72 10
Fax 091-940 15 49

Die drei
katholischen
Jugendzeitschriften
Arbeitsgemeinschaft
der Katholischen Kinder-
und Jugendpresse
(AKJP)
Postfach
6000 Luzern 5
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Katholische Kirchgemeinde Pfäffikon (ZH)

Wir suchen für unser Seelsorgeteam einen/eine

Katecheten/-in oder
Pastoralassistenten/-in

(50-80%-Pensum)

Aufgabenbereiche:
- Mitarbeit in verschiedenen Seelsorgebereichen
- Liturgie, Gemeindeaufbau
- mit oder ohne Religionsunterricht an der Oberstufe
- Ministranten- und Jugendarbeit
Wir erwarten:
- abgeschlossene theologische oder katechetische

Ausbildung
- Team- und Integrationsfähigkeit
- Aufgeschlossenheit, Kontaktfreudigkeit und Initia-

tive
Wir bieten:
- eingespieltes, zukunftsorientiertes Seelsorgeteam
- engagierte Mitarbeiterinnen in den verschiedenen

Pfarreigruppierungen
- Besoldung nach der Anstellungsordnung der Rom.-

kath. Körperschaft des Kantons Zürich
Sfe//enanfr/ff; 1. August 1997 oder nach Vereinbarung.

Weitere Auskünfte erteilt gerne: Tony Styger-Rieger,
Gemeindeleiter, kath. Pfarramt St. Benignus, Telefon
01-950 11 47. Ihre schriftliche Bewerbung richten Sie
an Eduard Braendle, Kirchgemeindepräsident, Hueb-
acherweg 24, 8335 Hittnau

Katholische Kirchgemeinde Marbach (SG)

Wir sind eine Landgemeinde im liebenswerten St. Galler
Rheintal mit 925 Gläubigen und suchen eine/n

Pastoralassistenten/-in
oder Katecheten/-in

Stellenantritt: I.August 1997 (Schuljahresbeginn) oder nach
Ubereinkunft.

Aufgabenbereich:
- Kontaktperson der Pfarrei

- allgemeine Seelsorgearbeit
- Mitarbeit in der Katechese

- Jugendarbeit
- Gottesdienstgestaltung
- Predigt
- Pflege des sozialen und gesellschaftlichen Umfeldes
- Zusammenarbeit mit dem Seelsorgeteam, der Nachbar-

pfarreien im Seelsorgeverband Rebstein-Marbach-Lüchin-
gen

Wir erwarten:
- Dialogbereitschaft und Teamfähigkeit
- Aufgeschlossenheit, Kontaktfreudigkeit und Initiative

Was wir bieten können:
- eine aufgeschlossene, initiative Gemeinde
- engagierte Mitarbeiterinnen in Gruppen, Vereinen und

Räten

- schönes, familienfreundliches Pfarrhaus

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung. Bitte senden Sie diese
bis 12. Mai 1997 mit den üblichen Unterlagen an den KVR-
Präsidenten Guido Hasler, Gässeli 11, 9437 Marbach, Telefon
P: 071-777 20 86, G: 071-727 57 80

Im Pfarreiverband der Kirchgemeinden
Diessenhofen, Basadingen und Paradies
ist die Bruderklausen-Kirche mit Pfarrhaus und Begeg-
nungsräumen, im historischen Städtchen Diessen-
hofen, am schönen Rhein, das Zentrum.
Infolge Pensionierung wird uns unser Pfarrer auf Ende
Juli verlassen. Wir suchen deshalb auf den I.August
1997 oder nach Vereinbarung

einen Theologen oder eine
Theologin als Leiter/Leiterin
unseres Seelsorgebezirks

Wir wünschen uns eine kontaktfreudige, einfühlsame
Persönlichkeit, die mit Bereitschaft zum Dialog, unse-
rem Laienteam vorsteht und offen ist für ökumenische
Zusammenarbeit.
Unser Seelsorgebezirk mit 1500 Katholiken ist aufge-
schlössen und initiativ. Engagierte Katechetinnen, Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in Kirchenvorsteher-
schaft, Pfarreirat und Vereinen werden Sie in Ihren
Aufgaben tatkräftig unterstützen.
Wir freuen uns darauf, gemeinsam mit Ihnen das Pfar-
reileben zu gestalten und unseren Weg des Glaubens
mit Ihnen weiterzugehen.

Für eine erste Kontaktaufnahme stehen Ihnen gerne
entweder unser Vorsitzender der Pfarrwahlkommissi-
on, Hans-Jörg Peter, Im Heerenberg 2, 8255 Schlattin-
gen, Telefon 052-657 28 85, oder unser Regionalde-
kan, Dr. E. Häring, Käsereistrasse 1, 8593 Kesswil, Tele-
fon 071- 461 25 15, zur Verfügung

Die katholische Kirchgemeinde
Rohrdorf
(bestehend aus den Aargauer Gemeinden
Oberrohrdorf, Niederrohrdorf, Remetschwil)
sucht zur Ergänzung des Seelsorgeteams
einen

Pfarrer oder
Gemeindeleiter/-in und
priesterlichen Mitarbeiter

Wir wünschen uns für unsere aktive, gut or-
ganisierte Pfarrei: kommunikative und volks-
verbundene Persönlichkeiten für die Ju-
gendarbeit, Pflege von Einheit und Vielfalt,
Verbindung von Tradition und Erneuerung,
Ausbau der Ökumene sowie Zusammen-
arbeit mit Laiengruppen.

Weitere Auskünfte erteilt Ihnen gerne:
Eugen Trost-Kretz, Gemeindeleiter, Telefon
056-496 18 06, oder Urs Zimmermann-En-
der, Präsident der Kirchenpflege, Ramsig-
weg 7, 5452 Oberrohrdorf, Telefon 056-
496 20 82
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Mädchenmittelschule
Theresianum
6440 Ingenbohl-Brunnen
041 - 825 26 04/03
Internat und Externat

Freie Katholische Schulen
01 -362 37 60 7îir!rh
Sekundärschule Z-Ui i^M ^Realschule l|
Oberschule
10. Schuljahr (Real und Sek)
Gymnasium neu bis zur Matur
Sekretariat: Sumatrastr. 31, 8006 Zürich

Gymnasium Typus B, D, E

Primarlehrerinnen-, Kindergärtnerinnen-,
Arbeits-/Hauswirtschaftslehrerinnenseminar

Gymnasium / DMS
St. Klemens
CH-6030 Ebikon LU
041 -420 16 16

I Matura Typ B, Diplommittelschule (von
der EDK anerkannt), Internat, Tages-
schule, Externat für Jugendliche ab 15.

Klosterschule
Disentis

7180 Disentis, 081 - 947 63 04

- Gymnasium Typus A, B und E

- Internat und Externat für
Knaben und Mädchen

Coupon I GYMNASIUM MARIENBURG

Senden Sie mir Unterlagen Ihrer Schule. Danke!

Vorname/Name:

PLZ/Ort:

An die gewünschte Schule direkt adressieren.

M 9424 Rheineck
Tel. 071 886 18 18

Fax 071 886 18 88

Die familiäre Maturaschule im St. Galler Rheintal.
Lateingymnasium mit Englisch oder Griechisch.
Internat und Tagesschule für Knaben und Mädchen.

INASIUI
IMMENSEE
6405 Immensee
041 - 854 11 00

Maturatypen A, B und E

Internat und Tagesschule
für Knaben und Mädchen.
Neue Räumlichkeiten für das Internat
seit Sommer 1996.

SS OS 0L8 LttO uojaiai 'uiazrri 2009
'6902 ipejisod 'ei uaqej6uaipsjiH 'ua>i!|oq)e>i
jazia/vups J9p uaßejjsßunpiig jnj anaissijaqjv

Das Bischöfliche Ordinariat St. Gallen
sucht für den katholischen Religionsunterricht an
der Diplom- und Wirtschaftsmittelschule am
Brüel, St. Gallen,

Religionslehrerin oder
Religionslehrer

Das Pensum beträgt für das kommende Seme-
ster 1997/98 zehn Jahreswochenstunden.
Die Anforderungen für den Religionsunterricht
an der Mittelschule sind: abgeschlossenes Theo-
logiestudium, religionspädagogische und didak-
tische Vorkenntnisse, ein katechetisches Prakti-
kum und die Fähigkeit, mit den Studentinnen
und Studenten in einen fruchtbaren Dialog zu
treten.
Die Besoldung richtet sich nach den Ansätzen
der Mittelschullehrer des Kantons St. Gallen.
Stellenantritt 11. August 1997.
Eine zusätzliche pastorale Tätigkeit in der Region
kann mit dem Personalamt der Diözese abgeklärt
werden.

Interessentinnen und Interessenten wenden sich
möglichst schnell, spätestens aber bis zum 10.
Mai 1997 an: Philipp Hautle, Diözesankatechet,
Klosterhof 6a, 9000 St. Gallen, Telefon 071-
227 33 61

Römisch-katholische Kirchgemeinde Altendorf
Seit August 1995 ist das Pfarramt in Altendorf mit
3500 Katholiken vakant. Für die Seelsorge ist seither
ein früherer Nachbarpfarrer, der aus gesundheitlichen
Gründen das Amt aufgeben musste, als Administrator
verantwortlich. Er würde uns, wenn nötig, gern auch
weiterhin zur Verfügung stehen. Für den Religions-
Unterricht ist ein vollamtlicher Katechet angestellt.

Weil hier ohnehin ein weiterer Seelsorger sein sollte,
suchen wir im Einvernehmen mit der diözesanen Per-
sonalkommission

Mithilfe in der Seelsorge
Von Vorteil für die Aufgaben bei uns wären: Theologi-
sehe Ausbildung, Missio zum Predigen, eventuell In-
teresse, einige Unterrichtsstunden zu übernehmen,
wenn möglich Bereitschaft, mit eigenem Haushalt im
Pfarrhaus zu wohnen.

Wir können uns verschiedene Lösungen denken für
einen Priester, Diakon, Pastoralassistenten oder Pasto-
ralassistentin: vollamtlich oder teilzeitlich; mit oder
ohne Gemeindeleitung. Im Gespräch mit allen Betei-
ligten würden wir gern über die Aufteilung der Auf-
gaben sprechen.

Zu unverbindlichem Gespräch wenden Sie sich an:
Pfarrer Erhard Müller, Pfarramt Altendorf, Telefon
055- 442 13 49, privat wohnhaft in Siebnen, Telefon
055-440 70 78
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Die Katholische Kirchgemeinde
St. Georg, Bünzen (Freiamt)

sucht infolge Demission der bisherigen Ka-

techetin für den Schulbeginn im Herbst 1997
eine

Katechetin
für die Religionsstunden auf der Unterstufe
und der Mittelstufe. Das Pensum umfasst
5 Stunden; je eine Stunde auf der 1. bis 5.

Klasse sowie die Vorbereitung der Erstkom-
munionkinder.

Auf Fragen gibt die jetzige Katechetin,
Theres Kuhn, gerne Auskunft, Telefon 056-
666 13 53. Ebenso stehen Pfarrer Hans Kauf-

mann, Telefon 056-666 12 09, und Margrith
Moser-Züger, Telefon 056-666 10 76, gerne
für Informationen zur Verfügung.

Ihre Bewerbungen mit den üblichen Unter-
lagen richten Sie bitte an Margrith Moser-
Züger, Zentralstrasse 4, 5627 Besenbüren

BEI
Römisch-katholische
Kirchgemeinde Richterswil

Infolge Wiederaufnahme des Stu-
diums verlässt uns der bisherige Pa-
storalassistent. Wir suchen deshalb
auf den 1. August 1997 eine/n Nach-
folger/-in als

Pastoralassistenten/-in
Aufgabenbereich:
- Mitarbeit in der Verkündigung und Liturgie sowie in

verschiedenen Seelsorgebereichen
- Religionsunterricht
- Firmvorbereitung und Jugendarbeit
- Familienarbeit
- Koordinationsaufgaben
Wenn Sie eine einsatzfreudige, initiative und team-
fähige Persönlichkeit sind, mit Erfahrung im kirchli-
chen Dienst und Freude an der Jugendarbeit, dann
sollten Sie sich melden.
Sie finden bei uns eine interessante und vielseitige
Tätigkeit mit zeitgemässen Anstellungsbedingungen.
Die Besoldung erfolgt gemäss Anstellungsordnung
der Röm.-kath. Körperschaft des Kantons Zürich.
Der bisherige Stelleninhaber Roman Zajaczek, Telefon
01-784 80 95, und der Pfarrer Alois Huwiler, Telefon
01-784 01 57, geben Ihnen gerne nähere Auskunft.

Die Bewerbungsunterlagen senden Sie bitte an Mein-
rad Blum, Kirchenpfleger, Ressort Personelles, Froh-
bergstrasse 3 b, 8833 Samstagern

Lie. phil. I, 50, sucht

Teilzeitstelle mit Praktikumscharakter
• Ich habe Germanistik und Geschichte studiert,

Erfahrung in der Jugendlichen- und Erwachsenenbildung,
Erfahrung in Journalistik und als Übersetzer

• Ich beginne im Herbst 1997 den TKL und suche ab August 1997 eine Aufgabe
in einer Pfarrei oder kirchlichen Institution.

Anton Steiner, Waffenplatzstrasse 9, 4500 Solothurn, Telefon 032-622 09 92
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Opferlichte

EREMITA

\!/

Gut, schön, preiswert.

Coupon für Gratismuster

Name

Adresse

PLZ/Ort

Einsenden an:
Lienert-Kerzen AG

8840 Einsiedeln

lienertÖkerzen

Röm.-kath. Kirchgemeinde Allerheiligen,
Zürich-IUeuaffoltern

Wir suchen nach Vereinbarung

Pfarreiassistenten/-in 60-80%

Aufgaben:
- Mitarbeit in verschiedenen Seelsorgebereichen im

Team

- Liturgie
- Religionsunterricht und Firmvorbereitung
- Kinder- und Jugendarbeit
- Gestaltung von Schüler-, Jugend- und Familien-

gottesdiensten
- Mitarbeit in der Ökumene

Anforderungsprofil:
- Ausbildung in Katechese oder Theologie
- Team- und Integrationsfähigkeit
- Aufgeschlossenheit, Kontaktfreudigkeit und

Initiative

Besoldung und Anstellungsbedingungen richten sich
nach der Röm.-kath. Körperschaft des Kantons Zürich.

Nähere Auskünfte erhalten Sie bei Vikar Dr. Chika
Okafor, Telefon 01-312 55 66.

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu
richten an: Kirchenpflegepräsident Erich Frommen-
wiler, Kath. Pfarramt, Wehntalerstr. 224, 8057 Zürich


	

